
litik geworden ist. Das zeigt nicht nur das deutsche
Wahljahr 1990. Ein konsensfähiges Mindestmaß an
Gemeinschaftsorientierung in bezug auf den gesell-
schaftlichen Ordnungsrahmen ist hierfür jedoch un-
abdingbar. Doch welche Maßstäbe gelten noch,
wenn sich die politische Landschaft grundlegend
wandelt? Demokratie ist als Wert in der Bundesre-
publik mehrheitlich verankert. Die Forschungser-
gebnisse sind hierzu seit Jahren eindeutig13). Der
Bezugspunkt des Grundkonsenses ist in erhebli-
chem Maß die Verfassung. Das Legitimitätseinver-
ständnis der Bundesbürger orientiert sich vielfach
unbewußt am Verfassungspatriotismus. Aber was
wird aus dem, wenn es nun doch zu einer verfas-
sungsgebenden Versammlung kommt und monate-
lang Grundlagen der Verfassung zur Diskussion ge-
stellt werden?

14) Weiterführend hierzu Karl Schlögel, Der dramatische
Übergang zur neuen Normalität, in: Frankfurter Allgemeine
Zeitung vom 7. Oktober 1989; Wolf Lepenies, Europa als
geistige Lebensform, in: Die Zeit vom 27. Oktober 1989.
15) Vgl. Ergebnisse des Forschungsprojekts „Geschichtsbe-
wußtsein in der Bundesrepublik Deutschland als politischer
Faktor“ der Forschungsgruppe Deutschland an der Univer-
sität Mainz unter der Leitung von Prof. Dr. Werner Weiden-
feld und Felix Ph. Lutz. M. A. in Kooperation mit Sinus
Heidelberg und ZUMA Mannheim.

Das Nationalbewußtsein hat sich auch mit dem 
Wandel der Vorstellungswelten verändert. Unser
Wahrnehmungshorizont hat sich verschoben.

Wenn in Berlin die ehemaligen Mauerbezirke von
der geographischen Randlage in die Mittellage rük-
ken, wenn westdeutsche Tageszeitungen mit tägli-
chen DDR-Rubriken erscheinen, dann dokumen-
tieren diese Beispiele ganz handfest und alltags-
praktisch einen Bewußtseinswandel. Die Deut-
schen in West und Ost fangen wieder an, in histo-
rischen und regionalen Lebenszusammenhängen zu
denken, nicht bloß in Bündnissen. Aus künstlich
gespaltenen Regionen werden wieder geschlossene
Kultur- und Wirtschaftsräume. Die Teilung hört
damit auf, die einzige Alternative einer europäi-
schen Existenz zu sein. Dennoch bleibt offen, wie
sich langfristig die unterschiedlichen Gesellschaften
annähern. Denn beide haben sich vierzig Jahre lang
aus dem Nebeneinander, aus einer Gegen-Identität
heraus definiert. Wie stabil und berechenbar wird
das Nationalbewußtsein der Deutschen in der Mitte
Europas? Daß dieses veränderte Nationalbewußt-
sein vermutlich eher ein pragmatisches Gesell-

13) Zusammenfassend Dirk Berg-Schlosser. Entwicklung
der politischen Kultur in der Bundesrepublik, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte. B 7/90. S. 30—46.

Schaftsbewußtsein als ein nationales Kollektivbe-
wußtsein sein wird, darauf z. B. deuten die in der
DDR erwachten Länderpatriotismen. Sie sind anti-
zentralistisch ausgerichtet. Die Pluralität selbstbe-
wußter, identitätsfähiger Bundesländer bleibt Le-
bensversicherung gegen nationalistische Anfällig-
keiten 14).
Auch das Geschichtsbewußtsein verändert sich,
denn die Deutungsmuster der Geschichte haben mit
dem 9. November einen neuen Referenzpunkt er-
halten. Der 13. August 1961, der Tag des Mauer-
baus, und der 9. November 1989, der Tag, an dem
die Mauer fiel, haben nicht nur die Geschichte ver-
ändert, sie haben auch das Selbstverständnis der
Deutschen in Ost und West nachhaltig beeinflußt.
Daß Geschichtsbewußtsein ein politischer Faktor
ist, zeigten besonders die unmittelbaren Ereignisse
im Kontext des 9. November 1989. Denn es waren
in der Mehrzahl junge Menschen, die Nach-Mauer-
bau-Generation, die in ihrer Begeisterung die
Mauer abtrugen. Die Mauer blieb im kollektiven
Gedächtnis über die Generationen hinweg das Sym-
bol der Unfreiheit. Statt konkreter Erfahrung
wirkte hier die Kraft der Überlieferung. Neue qua-
litative Umfrageergebnisse deuten nach ersten Aus-
wertungen auch darauf hin, daß mit der Einheit
Deutschlands die Chancen zum Neuanfang genera-
tionsübergreifend gegeben erscheinen15): „Die na-
tionale Schmach fällt endlich weg, wenn die Teilung
aufgehoben ist.“ Dieser Sprung aus dem Trauma als
Befreiung zur Normalität ist, wie die ersten Ergeb-
nisse weiter andeuten, eher Artikulation einer
neuen Unbefangenheit im Umgang mit der Vergan-
genheit als Ausdruck nationalistischer Gefühlsauf-
wallungen.
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III. Standortbilder der DDR

Welche Selbst- und Fremdbilder als Summe der
Vorstellungen über die DDR liegen zur Zeit
vor )? Fünf Standortvarianten kristallisieren sich
heraus:

16

1. Das offiziöse Bild: „So-soll-es-sein-DDR"

Dahinter verbirgt sich die ehemals verordnete Iden-
tität des sozialistischen SED-Staates ). Die Ritua17 -
lisierung und Künstlichkeit dieses offiziösen Bildes
fand seinen Höhepunkt in der Vierzigjahr-Feier der
Staatsgründung der DDR am 7. Oktober 1989 in
Ost-Berlin. Die jahrzehntelangen sozialistischen
Vorgaben haben jedoch nur partiell zur Identifizie-
rung mit dieser „So-soll-es-sein-DDR“ geführt. Die
Gegendemonstrationen im Umfeld der Feierlich-
keiten zum 40. Jahrestag sind der letzte Beweis in
einer langen Indizienkette gewesen. Das Selbstver-
ständnis der Bürger der DDR hat sich nämlich in
der Auseinandersetzung gerade mit diesem offiziel-
len Bild in Form von alltäglicher Selbstbehauptung
stabilisiert.

2. Das leistungsorientierte Bild: Aufbaustolz

Die ökonomischen Erfolge und die staatliche Kon-
solidierung haben bis in die siebziger Jahre hinein in
weiten Bevölkerungsgruppen ein spezifisches Wir-
Bewußtsein ausgeprägt. Einige Ergebnisse deuten
sogar darauf hin, daß besonders in den Jahren der
relativen ökonomischen und politischen Erfolge ein
emotional verankertes DDR-Bewußtsein exi-
stierte ). Darin spi18 egelt sich der durch eigene Lei-
stungen erreichte Aufbaustolz der DDR-Bevölke-
rung wider. Im Bewußtsein der Mehrheit war die

DDR eine Aufsteigergesellschaft, ). Drastisch
konnte sich jeder bei Reisen in die benachbarten

19

Länder des Ostblocks, die einen deutlich niedrige-
ren Lebensstandard aufweisen, in diesem Grundge-
fühl des Aufbaustolzes bestätigt finden. Erst mit
dem Mauerdurchbruch bekommt dieses leistungs-
orientierte Bild tiefe Risse: Die Modernitäts- und
Wohlstandsdifferenz zur Bundesrepublik ist so
groß, daß sich das Bewußtsein einer Aufsteigerge-
sellschaft binnen Wochen in ein Bewußtsein einer
proletarischen Absteigergesellschaft gewandelt
hat.

3. Das intellektuell-elitäre Bild:
Sozialistisches DDR-Bewußtsein

„Das hoffe ich allerdings, daß dies jetzt eine Nie-
derlage des Stalinismus ist, und ich hoffe immer
noch, daß in diese Niederlage nicht die — Sie sa-
gen: Utopie — hineingezogen wird; ich sage ver-
suchsweise: Die reale Möglichkeit, in der DDR
Strukturen zu entwickeln, die sich produktiv auf
eine sozialistische Gesellschaft hinbewegen könn-
ten . . . und wir müssen, glaube ich, auch beden-
ken, daß die DDR — je mehr sie eine Alternative
zur Bundesrepublik entwickelt — wieder Leute,
ihre Bürger, an sich binden könnte, und daß sie in
Europa ein produktiver Partner werden könnte —
übrigens auch für die Bundesrepublik.“20) Christa
Wolf sagte dies noch am 8. Oktober 1989. Die Vi-
sion des demokratischen Sozialismus ist noch vier
Wochen später, am 8. November 1989, eine der
Zentralaussagen des Aufrufs der demokratischen
Bürgerinitiativen und einiger Literaten der
DDR21). Christoph Hein hatte bei der Großde-
monstration am 4. November 1989 auf dem Ale-
xanderplatz noch gesagt: „Die Strukturen dieser
Gesellschaft müssen verändert werden, wenn sie
demokratisch und sozialistisch werden soll.“22) Die
dokumentarisch angelegten tagebuchartigen Auf-
zeichnungen einiger DDR-Schriftsteller zu den Er-16) Zur Theorie und Operationalisierung der Deutschland-

bildcr vgl. Karl-Rudolf Korte. Deutschlandbilder. Akzent-
Verlagerungen der deutschen Frage seit den 70er Jahren, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte. B 3/88. S. 45—53; ders..
Nationale Identifikation und europäische Bindung, in: Dirk
Bcrg-Schlosser/Jakob Schissler (Hrsg.). Politische Kultur in
Deutschland. Bilanz und Perspektiven der Forschung (Poli-
tische Vierteljahresschrift. Sonderheft 18). Opladen 1987.
S. 222-228.
17) Zur verordneten Identität vgl. Hermann Rudolph. Wie
sicht das Selbstverständnis der DDR-Gesellschaft aus?, in:
Werner Weidenfeld (Hrsg.). Die Identität der Deutschen.
München 1983. S. 193-209.
18) So ein Ergebnis meiner Gespräche beim Zentralinstitut
für Jugendforschung in Leipzig. Außerdem dokumentiert bei
Walter Friedrich. Mentalitätswandlungcn der Jugend in der
DDR. in: Aus Politik und Zeitgeschichte. B 16—17/90.
S. 25 -37.

19) Dazu Wilhelm Hennis, Die Chance einer ganz anderen
Republik, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 10. März
1990; Lutz Niethammer, Annäherung an den Wandel. Auf
der Suche nach der volkseigenen Erfahrung in der Indu-
strieprovinz der DDR, in: Alf Lüdtke (Hrsg.). Alltagsge-
schichte. Zur Rekonstruktion historischer Erfahrungen und 
Lebensweisen, Frankfurt-New York 1988.
2°) Chr. Wolf (Anm. 2), S. 85.
21) Der Text ist abgedruckt in: ebd., S. 169f.
22) Christoph Hein. Die fünfte Grundrechenart. Aufsätze
und Reden 1987—1990. Frankfurt 1990, S. 194; ferner Irma
Hanke. Alltag und Politik. Zur politischen Kultur einer un-
politischen Gesellschaft. Eine Untersuchung zur erzählenden
Gegenwartsliteratur der DDR in den 70er Jahren. Opladen
1987; Lutz Rathenow. Erst das Absurde sorgt für Distanz
und Komik, in: Die Welt vom 14. März 1990.
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eignissen im Oktober und November 1989 sind hi-
storische Quellen der Änderungsdynamik. Denn
genau bis zum 20. November 1989 hielt sich die 
Vorstellung eines sozialistischen DDR-Bewußt-
seins. Seit dem Abend dieses Tages wurde
„Deutschland — einig Vaterland“ von Leipzig aus-
gehend zum Gegenbild. Daß nach dem 9. Novem-
ber 1989 das Modell eines demokratischen Sozialis-
mus mit menschlichem Antlitz eine Wunschvorstel-
lung geblieben war, das zeigen die Wahlergebnisse
zur Volkskammerwahl am 18. März 1990.

4. Das literarisch-feuilletonistische Bild:
„Heimatmuseum DDR“

Jenseits der verordneten Staatskultur der DDR
wird vor allem bei westdeutschen Intellektuellen
ein anderes Extrem skizziert: die verklärte DDR-
Idylle, das „Heimatmuseum DDR“. Meist sind es
Reisen durch Thüringen oder Sachsen, die das neu
erwachte Traditionsbewußtsein, die Geschichts-
pflege, das Geschichtsbewußtsein und so die DDR
als Heimatmuseum beschreiben. Horst Krüger bei-
spielsweise zielte mit seinen vielfältigen Reise-
beschreibungen der DDR-Provinz und besonders
mit seinem Buch „Tiefer deutscher Traum“ (1983)
auf die nostalgisch-verträumten Landschaften der
DDR mit bodenständigen Menschen, die ungeniert
mit dem deutschen Volksgut umgehen. Romanti-
sche Sehnsüchte nach der verlorenen Vergangen-
heit dominierten. Erich Loest hob mit dem „Völ-
kerschlachtdenkmal“ (1984) die Sachsen auf den
Sockel der Geschichte und suchte ein kritisches
Selbstbewußtsein der Sachsen wiederzubeleben.
Der „malerische Teil des alten Deutschland mit sei-
nen vielen unverdorbenen Landschaften“ wird neu 
entdeckt, „versunkene Zeiten stehen auf“. Die
Westdeutschen hingegen: „ein Volk ohne Ge-
schichte, ohne Wurzeln“23).

23) Arnulf Baring. Auf Luthers Spuren. Mit West-Berliner
Studenten drüben unterwegs, in: Die politische Meinung.
(1986) 228, S. 79— 82; Grundsätzlich zu diesem Bild vgl.
Karl-Rudolf Korte, Auf der Suche nach dem verlorenen
Selbst. Schriftsteller und das historisch-politische Bewußt-
sein in der Bundesrepublik Deutschland, in: Bundeszentrale
für politische Bildung (Hrsg.). Bundesrepublik Deutschland.
Geschichte, Bewußtsein, Bonn 1989, S. 198—224.

24) So z. B. Horst Krüger, Fremde Heimat. Empfindsame
Reise durch die DDR-Provinz, in: Merkur, (1977) 3, 
S. 243—261; Karl Schlögel. Die Mitte liegt ostwärts. Die
Deutschen, der verlorene Osten und Mitteleuropa. Berlin
1986. S. 21; Claus-Heinrich Meyer, Alltagsmuseum DDR,
in: Süddeutsche Zeitung vom 17. September 1989.
25) Vgl. Gerhard Kiersch. Die jungen Deutschen. Erben von
Goethe und Auschwitz. Opladen 1986, S. 40—67.

Aber es sind nicht nur die Reisebilder aus der
DDR-Provinz und die Reisen in die deutsche Ver-

gangenheit. die das DDR-Bild als Heimatmuseum
hier ausmachen. Das Portrait muß noch ergänzt
werden durch die Erinnerungsbilder an die — zur
nostalgischen Idylle verklärten — fünfziger Jahre in
der Bundesrepublik, die sich bei der Neuentdek-
kung der DDR zum Klischee verdichten und offen-
bar den Bewertungsmaßstab abgeben: Scheinidyl-
len mit Kopfsteinpflaster bei Horst Krüger, nostal-
gisch verträumte Landschaften bei Erich Loest, Ge-
fühle verjährter Modernität bei Martin Walser, bie-
dere Bürgerlichkeit abseits hektischer Verwestli-
chung bei Peter Schneider24).

5. Das erfahrungsgesättigte Bild:
Doppelte Deutsche

Die DDR als Heimatmuseum und konserviertes
Modell der fünfziger Jahre — diese Facetten voller
Erinnerungen an Gemeinsamkeiten müssen er-
gänzt werden durch ein Bild, das sich zeitlich par-
allel dazu herausgebildet hat. Es zeigt mittels sub-
jektiver Dispositionen, wie die tausendfachen Be-
gegnungen mit dem Alltag der DDR den Fortbe-
stand offenbar typisch deutscher bürgerlicher Tra-
ditionen und Verhaltensweisen gewahr werden
läßt. Die neuen Innenansichten der DDR-Bewoh-
ner gleichen danach denen der Bewohner der Bun-
desrepublik, es sind doppelte Deutschlandpor-
traits. Die nun möglichen millionenfachen deutsch-
deutschen Begegnungen tragen vielfach ein ge-
meinsames Kennzeichen: die Überraschung über
das Wiedererkennen von altbekannt Vertrautem.
Diese doppelten Deutschen begegnen einem auch
in den literarischen Reportagen aus der DDR. Hier
stehen die Begegnungen von Menschen aus Ost und
West, die Alltagseindrücke und Klassenreisen-Er-
lebnisse im Mittelpunkt25). Die Entdeckung des
Vertrauten liegt dabei dicht neben der Beobach-
tung von Exotischem. Doch der Gesamteindruck
trägt das besondere Kennzeichen: deutsch.
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IV. Wertekontinuität der politischen Kultur in der DDR
Die fünf Standortbilder zur DDR-Gesellschaft
beinhalten jeweils unterschiedliche Vorstellungen
über die Färbung, Dimension und Konturierung
einer DDR-spezifischen Identität. Sie zeigen im
zeitlichen Längsschnitt Veränderungen an, die mit
den Phasen des Umbruchs in der DDR ursächlich
Zusammenhängen26). Doch gab es tatsächlich eine
DDR-eigene nationale Identität, wie sie gerade in
den achtziger Jahren bevorzugt von DDR-Wissen-
schaftlern herausgestellt wurde )? Die Vermutung
einer DDR-eigenen Identität beruhte auf dem
sozial

27

psychologisch-kompensatorischen Charakter
von Identitätsbildungsprozessen ).28

26) Zur Phasencinteilung vgl. den Vortrag von Roland Schir-
mer (Humboldt-Universität. Ost-Berlin) „Der runde Tisch:
ein Legitimationsgremium?“ auf der Jahrestagung des Ar-
beitskreises politische Kulturforschung der deutschen Verei-
nigung für Politische Wissenschaften in Tutzing am 2. Mai
1990; außerdem Neues Forum Leipzig. Jetzt oder nie —
Demokratie. Leipziger Herbst ‘89. München 1990. S. 8-
15.
27) Soz. B. Helmut Hanke/Thomas Koch. Zum Problem der
kulturellen Identität. Anregungen für eine Diskussion, in:
Weimarer Beiträge. (1985) 8. S. 1237—1264.
28) Zur theoretischen Einordnung Daniel Katz. Nationalis-
mus als sozialpsychologisches Problem, in: Heinrich
A. Winkler (Hrsg.). Nationalismus. Göttingen 1987. S. 79.

29) Vgl. Günter Lange/Hans-Jörg Stiehler. Abschied von der
Utopie? Jugend und DDR im sozialen Wandel der 80er
Jahre. (Unveröffentlichtes Manuskript des Zentralinstituts
für Jugendforschung Leipzig); ferner W. Friedrich
(Anm 18).
30) Zu den Traditionslinien der politischen Kultur in der
Bundesrepublik vgl. die Begrifflichkeit bei Kurt Sontheimer.
Grundzüge des politischen Systems der Bundesrepublik
Deutschland. München 198912. S. 119—128; W. Weidenfeld
(Anm. 3); Zur politischen Kultur in der Bundesrepublik in
den fünfziger Jahren vgl. Friedrich H. Tcnbruck. Alltagsnor-
men und Lebensgefühle in der Bundesrepublik, in: Richard
Löwenthal/Hans-Peter Schwarz. Die zweite Republik.
25 Jahre Bundesrepublik Deutschland. Eine Bilanz. Stutt-
gart 1974. S. 298—310; speziell zur Wertekontinuität in der
DDR vgl. Ralf Rytlewski. Führt die Perestrojka auch zur
Umgestaltung der sozialistischen Länder-Forschung? Plädo-
yer für mehr politische Kulturforschung, in: ders. (Hrsg.).
Politik und Gesellschaft in den sozialistischen Ländern. Er-
gebnisse und Probleme der sozialistischen Länder-For-
schung. Opladen 1989. S. 24— 33; vgl. das Beispiel der Ein-
stellungen zu Arbeit und Freizeit, in: Allensbacher Berichte.
(1990)9.

Die eigene Identität mußte die Mehrheit der DDR-
Bevölkerung hinsichtlich einer bestimmten Vorstel-
lung von dem, was die DDR leistete, stützen. Es
war eine durch die Gemeinsamkeit der Entbehrun-
gen geprägte Identität. Die Abkapselung gegen-
über dem Staat, die Flucht in die Nischengesell-
schaft der DDR bot Geborgenheit und menschliche
Wärme in einem staatsfernen Milieu. Es war eine
Spielart kompensatorischer Identifikation, geboren
aus der vielschichtigen ökonomischen und demo-
kratischen Mangelsituation der DDR. Sicher exi-
stierten kontextspezifische Besonderheiten eines 
kulturellen Milieus im Sprachgestus, Debattenstil,
Vokabular, in Sozialnormen, Erwartungshaltun-
gen, Reaktionsweisen und Mentalitätsprägungen.
Dies rückt erst jetzt in aller Schärfe ins Bewußtsein
und markiert das vierzigjährige eigene Selbstver-
ständnis, die erlebte und erlittene DDR-Identität.
Daß daraus keineswegs ein DDR-Nationalbewußt-
sein oder eine sozialistische Identität entstanden ist,
wurde nicht nur durch den dramatischen Wande-
rungsstrom aus der DDR in die Bundesrepublik im
Jahre 1989 und Anfang 1990 veranschaulicht. Die
Sozialismus-Fassade brach durch das Einheitsver-
langen zusammen. Die Einheit der Deutschen war
für die Bürger der DDR schon immer ein Codewort
für gesellschaftliche und politische Erwartungen,
mit konkreten praktischen Alltagserfahrungen und
Wünschen gekoppelt und nicht wie in der Bundes-
republik nur pflichtgemäße Sonntagsrhetorik. Um-

frageergebnisse des Zentralinstituts für Jugendfor-
schung in Leipzig deuten im Trend an, daß in dem
Maße, in dem sich der Sozialismus in den achtziger
Jahren selbst diskreditierte, parallel auch die emo-
tional verankerte Identifikation mit dem DDR-
Staat dramatisch nachließ29).
Vielleicht ist das Eigene der DDR auch erst in
ihrem Untergang geboren worden: in der Erinne-
rung an die Revolution. „Wir sind das Volk“ —
diese Losung während der ersten Revolutionsphase
transportierte kurzzeitig diesen Stolz auf die eige-
nen Leistungen, in dem das Volk der DDR Souve-
rän und Subjekt seiner eigenen Geschichte war. Die
zahlreichen Ausstellungsdokumentationen in vie-
len Städten der DDR mit den Bilddokumenten der
Oktoberrevolution 1989 unterstreichen nostalgisch
dieses revolutionäre Wir-Bewußtsein.
Doch die neue Lage der Nation hat in einer schon
kurz darauf folgenden Phase des Umbruchs — etwa
ab Ende November 1989 — dieses „Wir sind das
Volk“-Bewußtsein durch eine andere Gemein-
schaftsorientierung ersetzt: das Wir-Bewußtsein
reichte für einen eigenen Staat nicht aus, die DDR
ist nur noch als Einstellung, nicht jedoch als Staat in
die neue Republik Deutschland miteinzubringen.
Durch den Umsturz des SED-Regimes war ein
Machtvakuum in der DDR entstanden, jedoch kein
Werte-Vakuum. Die politische Kultur der DDR
läßt sich vielmehr wenige Monate nach der Revolu-
tion mit Kategorien einer bürgerlich-westlichen
Wertekontinuität beschreiben30). Doch alte, offen-
bar konservierte politisch-kulturelle Traditionsmu-
ster, wie sie in der Bundesrepublik bis in die sech-
ziger Jahre hinein dominierten, finden sich noch
immer in der DDR.
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Diese Niemandszeit zwischen dem alten SED-Staat
und dem demokratischen Zukunftsgemeinwesen
kann verstehen, wer weiß, aus welcher Vergangen-
heit sie herkommt. Bei der folgenden Beschreibung
aktueller politisch-kultureller Strömungen inner-
halb der DDR-Bevölkerung wird jedoch nicht un-
terstellt, daß diese Strömungen keine Wirkungs-
kraft mehr in der bundesrepublikanischen Bevölke-
rung hätten. Jedoch sind in der Bundesrepublik
diese Werte-Kontinuitäten durch Internationalisie-
rung, durch Pluralisierung der Lebensstile, durch
Kommunikation und durch neue, ergänzende
Wertorientierungen überlagert. Ihre jeweilige si-
tuationsspezifische Aktualisierung signalisiert ei-
nen anderen, eher gedämpften Umgang mit den 
Traditionsströmen als innerhalb der DDR-Bevöl-
kerung. Konkret lassen sich sechs politisch-kultu-
relle Strömungen einer Wertekontinuität beobach-
ten. die auch nach dem Ausnahmezustand im Okto-
ber und November 1989 ihre dominierende Präge-
kraft offenbar behalten hat:

1. Idealismus

In der revolutionären Überwindung des administra-
tiv-zentralistischen politischen Systems in der DDR
steckte die Hoffnung auf eine neue politische Kul-
tur. Doch die radikaldemokratisch-basisdemokrati-
schen Züge, die in der Friedens- und grünalternati-
ven Bewegung, bei den engagierten Christen sowie
der Umwelt- und Menschenrechtsbewegung ent-
standen, transportieren ein Politikverständnis, das
sich an einem idealen Maßstab der Verhältnisse
orientiert. Ein Beleg für die Problematik der ideali-
stischen Denkhaltung in Form moralisierender
Vorbehalte gegenüber den konkreten Erschei-
nungsformen der Politik findet sich in der Ausein-
andersetzung der DDR-Bürgerkomitees mit der
jetzt neuen, parlamentarisch gestützten Legitimi-
tät. Der revolutionär-idealistische Impetus reibt
sich an den Spielregeln der repräsentativen Demo-
kratie.

2. Etatismus

Ein positives Staatsverständnis, in der Tradition des
Protestantismus lutherischer Prägung31), führte
zum „Modrow-Effekt“. Der DDR-Ministerpräsi-
dent Modrow wurde, obwohl er ein Vertreter des
alten SED-Regimes war, für viele Bürger der DDR
staatlicher Hoffnungsträger, eine Inkarnation des
Gemeinwohls. Er stand über den Parteien zur Si-
cherung und Ordnung der staatlichen Verhält-
nisse ). Etatis32 tische Grundströmungen in der Tra-

31) Ergänzend dazu vgl. R. Rytlewski (Anm. 30), S. 26.
32) Dies wird auch aus der Selbsteinschätzung von Hans
Modrow deutlich, die er nach seiner Regierungszeit abgab,
vgl. Die Zeit vom 13.—27. April 1990.

33) Vgl. Karl Schmitt, Kirche und Weltanschauungsstaat, in:
Dieter Oberndorfer u. a. (Hrsg.). Kirche und Demokratie.
Paderborn 1982.
34) Vgl. H. Rudolph (Anm. 17). S. 204.

dition des Protestantismus finden sich auch bei den
Sprechern der neuen Bewegungen. Selten sprachen
sie als Vertreter eines nationalen Konsenses, son-
dern sie handelten aus einer Grundeinstellung indi-
vidueller Verantwortung heraus, die sie von der
Masse abhob33). '

3. Unpolitische Innerlichkeit

Die DDR-Bürger haben keine Erfahrungen mit den
erstrebten Prinzipien der freien Diskussion, der de-
mokratischen Willensbildung und der staatsbürger-
lichen Gleichheit. Viele neigen augenblicklich eher
zur Sicherung der privaten Existenz als zur weiteren
demokratischen Partizipation. Private Innerlichkeit
bei garantierter Freiheit steht der neu akzeptierten
politisch-staatlichen Obrigkeit gegenüber. Die
Stimmung im Umfeld des Kommunalwahlkampfes
in der DDR deutete bereits auf diesen Trend einer
zwar immer noch hochpolitisierten Gesellschaft, in
der jedoch mittlerweile mehrheitlich politisches En-
gagement zurückgeht. Das Politikverständnis der
DDR-Bevölkerung schätzt hingegen das, was die
Bundesbürger weithin konsumiert haben: Rechts-
staatlichkeit, Verwaltungseffizienz, öffentliche
Ordnung34). Für ein eher obrigkeitsstaatlich gela-
gertes Verständnis ist vieles sogar abstoßend, was
nach bundesrepublikanischen Maßstäben als Stei-
gerung demokratischen Engagements gilt.

4. Konfliktscheu

Es gibt keine Dialogkultur in der DDR. Der offene
politische Diskurs in allen Regionen und Alltagssi-
tuationen ist eine ganz neue Erfahrung für DDR-
Bürger. Geprägt hat sie dagegen eine Dauerschi-
zophrenie zwischen der sorgfältig ausgewählten öf-
fentlichen Meinungsäußerung, die von einem er-
wartet wurde, und der Meinung im vertrauten
Kreis: eine Doppelgesichtigkeit von öffentlicher
und privater Meinung. Öffentlich ausgetragene
Konflikte als Mittel produktiver Gesellschaftsge-
staltung müssen noch geübt werden. Bis zu dem
Zeitpunkt, an dem die Parteien der Bundesrepublik
massiv in den Volkskammerwahlkampf eingriffen,
dominierte noch der Wunsch nach Harmonisierung
zwischen den DDR-Parteien. Trotz einzelner Über-
griffe gab es eine unausgesprochene und aus west-
deutscher Sicht oft unverständliche Fairneß gegen-
über der SED-PDS. Die Häuser der Demokratie,
die mittlerweile in vielen Städten der DDR existie-
ren, symbolisieren ein Stück weit auch diese harmo-
nisierende Konfliktscheu. Unter einem gemeinsa-
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bei wechselseitiger Abhängigkeit von gemeinsam
benutzter Infrastruktur, alle politischen Parteien
und Bewegungen wieder. Leserbriefe in den DDR-
Zeitungen belegen zudem hinreichend eine Stim-
mung, in der Oppositionelle als permanente Nörg-
ler verschrien sind. So wird Pluralismus oft nur als
Chaos aufgefaßt.

5. Formalismus

Zahlreiche ParteiVersammlungen, politische Foren
und Bürgertreffen wurden anfänglich durch ausge-
dehnte Geschäftsordnungsdebatten geprägt. Statt
programmatischer Diskussionen stand die Reihen-
folge der Tagesordnungspunkte im Vordergrund.
In dieser Art des Formalismus spiegelte sich auch
ein Stolz auf Disziplin wider. Keine Demonstration
in der Umbruchphase der DDR fand während der
Arbeitszeit statt. Selbst die Rechnung der Berliner
Stadtreinigung für die Säuberung des Alexander-
platzes nach der Großkundgebung am 4. Novem-
ber 1989 für Pressefreiheit und freie Wahlen bezahl-
ten die Veranstalter fristgerecht. Auch die Diskus-
sion über die Geltungskraft der bisherigen DDR-
Verfassung gehört in diesen Traditionsstrom des
Formalismus. Vermutlich hat es in der Geschichte
noch keine Revolution gegeben, die das Unrechts-
regime verjagte, aber der Unrechtsordnung verfas-
sungsrechtlich verpflichtet blieb — bis das Parla-
ment die alte Ordnung mit verfassungsändernder
Mehrheit in bürgerlicher Verfassungstradition än-
derte.

6. Sicherheitsbedürfnis

Der neue Orientierungsbedarf der DDR-Bevölke-
rung erhält seine ganze Schubkraft auch aus dem

Zerfall der Kommandowirtschaft. Die Entmündi-
gung durch den Plan war für manche zugleich eine
Art Geborgenheit im Kollektiv. Die Entschei-
dungsfreiheit produziert nun Ängste in einem Staat,
in dem ebenso wie in der Bundesrepublik eine tiefe
Sehnsucht nach Sicherheit die politische Kultur
prägt35). Sicherheit ist hierbei nicht nur als DM-
Sicherheit zu verstehen, sondern als Lebensweise;
eine Zielsicherheit mit der Gewißheit der Gebor-
genheit eines von alleine verlaufenden vorgegebe-
nen Entwicklungsweges. Die Suche nach Sicherheit
war auch ein wichtiger Auslöser der Revolution.
Lange Zeit — bis zu Beginn der achtziger Jahre —
existierte noch ein stabiles Sicherheits- und Zu-
kunftsbewußtsein mit sozial abgesichertem Status,
beruflicher Ausbildung und Arbeitsplatzgaran-
tie36).

35) Vgl. Helge Pross. Was ist heute deutsch? Wertorientie-
rung in der Bundesrepublik. Reinbek 1982.
36) Hinweise bei W. Friedrich (Anm. 18); G. Lange/H.-J.
Stichler (Anm. 29).
37) Vgl. dazu Annegret Hofmann. Macht die neue Freiheit
krank? Wie DDR-Bürger die Wende seelisch verkraften, in:
Süddeutsche Zeitung vom 27. März 1990.

Im Kontext der ökonomischen und politischen
Krise der achtziger Jahre zeichnete sich jedoch eine
zunehmende Deformation und Zerstörung der so-
zialen Strukturen, der Netze und Beziehungen des
Alltags ab. Dies verursachte nicht nur Bindungsver-
luste, sondern auch einen Verlust an Identifikation
mit den Idealen des Sozialismus bezüglich sozialer
Gerechtigkeit. „Wir sind ja gewohnt, daß andere
für uns denken und tun“, dieser vielgehörte Satz
bezieht sich auf diese Mischung aus unpolitischer
Innerlichkeit und dem Sicherheitsbedürfnis in ei-
nem zugleich bevormundenden und betreuenden
System. Diese Angst vor der Freiheit37) hat aus
einem Sicherheitsbedürfnis heraus bei vielen Bür-
gern der DDR mit vorauseilendem Gehorsam die
Suche nach der Obhut des Stärkeren — in diesem
Fall der Bundesrepublik — auch sozialpsycholo-
gisch motiviert.

V. Ausblick: Deutsche in Europa

Was charakterisiert die neue politisch-kulturelle
Lage der Nation? Nach vierzig Jahren gehört es
zum Konsens, daß man gerade der Zugehörigkeit
zur westlichen Wertegemeinschaft Sicherheit und
Wohlstand verdankt. Bisher driftet eher der Osten 
nach Westen als umgekehrt. Der einstige sozialisti-
sche Ostblock folgt dem Modernisierungssog des
Westens. Doch die Zeit ist ungünstig für Progno-
sen. Die progressiven Ideologien von einst haben

ihren Glanz verloren und die kämpferischen Kon-
zepte ihre Kraft. Auch Neutralitätskonzepte, Brük-
ken- und Mittlerfunktionen oder Sonderwege fin-
den nur noch geringe Beachtung. Die Euphorie des
Wiedersehens und das Denken in Lebenszusam-
menhängen haben nicht zu nationalistischen Bewe-
gungen der Deutschen geführt. Eine für unsere po-
litische Kultur ungewohnte neue Gelassenheit
kennzeichnet vielleicht am besten die augenblickli-
che neue Stimmungslage der Nation.

Dies hat ein bundesrepublikanisches Staatsbewußt-
sein ermöglicht, das schwerpunktmäßig an den kon-
kreten Lebensverhältnissen orientiert ist. Die
Werte des neuen Individualismus lassen eine eher
pragmatisch als idealistisch begründete Zustim-
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mung zur Demokratie wachsen. Der Konsens im
Staatsbewußtsein und der Gemeinschaftsorientie-
rung der Bundesbürger richtet sich eher auf private
Lebensentwürfe, auf gleichartige individuelle Ziel-
setzungen und weniger auf übergreifende Ideen.
Erst allmählich setzt sich auch deshalb im Bewußt-
sein durch, daß ein vereinigtes Deutschland nicht
bloß eine vergrößerte Bundesrepublik darstellt. Mit
dem Ende der Geschichte des Teilstaates Bundes-
republik Deutschland müssen sich die Bundesbür-
ger auch als Deutsche in Europa neu definieren.
Bei den Bürgern der DDR verbirgt sich ebensowe-
nig hinter dem Einheitsverlangen großdeutscher
Nationalismus, vielmehr das Streben nach individu-
ellem Glück. Daher rührt es auch, daß man nun
immer mehr den Vergleich mit dem Westen sucht,
als dem einzigen Orientierungsmaßstab, der offen-
bar noch gilt. Nicht nur die Westmark — die west-
lichen Verhältnisse an sich dominieren den gesell-
schaftlichen Wechselkurs.
Die Nationalstaaten haben durch den Umbruch in
Osteuropa ein neues Gewicht erhalten. Globale In-
terdependenz ist zu abstrakt, um sozialpsycholo-
gisch motivierte Identitätsbedürfnisse zu befriedi-
gen. Als Identifikationsrahmen bleibt der National-
staat erhalten. Die europäische Integration redu-
ziert jedoch insgesamt die Rolle jedes einzelnen
Nationalstaates. Der Bedarf an nationaler Identifi-
kation und Souveränität wächst in dem Maße, in
dem politische und ökonomische Nivellierungspro-
zesse in Europa zunehmen. Die Nationalstaaten
bleiben auch ein Schutz gegen Hegemonie.
Für die Bürger der DDR hat sich der bisherige insti-
tutioneile Lebensrahmen aufgelöst. Zum Vor-

schein kommt eine politisch-kulturelle Wertekonti-
nuität bürgerlicher Traditionen in Deutschland. So
gewinnt man in der Bundesrepublik den paradoxen
Eindruck, daß das „Ende der Nachkriegszeit“ mit
der Wiederentdeckung der Nachkriegszeit einher-
geht, die offenbar im östlichen Deutschland noch
nicht vergangen ist. Auf Jahre werden wir so im
vereinigten Deutschland deutlich markierte Regio-
nen unterschiedlicher Wertstrukturen haben. Die
Reduktion auf kleinräumliche Beziehungen, der
Wille zum Ausbau der privaten Existenz, das Aus-
wandern aus der Geschichte durch Kompensations-
angebote — wie zum Beispiel die Westwendung —
werden die Wertehierarchie der DDR-Bürger wei-
terhin bestimmen.

Doch der schonungslose Druck der Modernisierung
führt schneller und abrupter, als es in der formati- 
ven Phase der Bundesrepublik möglich war, zur
Abfederung und Überlagerung dieser kollektiven
Prägemuster. Die Westwendung mit weltoffener
Kommunikation eröffnet Spielräume der individu-
ellen Differenzierung und ermöglicht die pragmati-
sche Gleichzeitigkeit unterschiedlicher politisch-
kultureller Lebensstile. Erst wenn sich auch die
DDR-Bürger den ehemaligen bundesrepublikani-
sehen Slogan „wir sind wieder wer“ zu eigen ma-
chen, kann es zu einer Synchronisation der Lebens-
gefühle West und Ost kommen.

Vermutlich bleibt uns jedoch bis dahin noch immer
ein deutscher Kleinmut erhalten, der sich in beiden
Gesellschaften — aus jeweils unterschiedlichen Mo-
tiven — in der Angst vor den Kosten der Einheit
seinen Weg bahnt.
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Karlheinz Blaschke

Alte Länder - Neue Länder
Zur territorialen Neugliederung der DDR

I. Aufgaben und Fragen

Vor der Gesellschaft in der DDR steht die Auf-
gabe, das Territorium ihres Staates neu zu gliedern.
Im Zuge der revolutionären Veränderungen wäh-
rend des Herbstes 1989 ist die Forderung nach Wie-
derherstellung der im Jahre 1952 aufgelösten Län-
der erhoben worden. Sie hat sich seitdem verstärkt
und dazu geführt, daß die Neugründung der Länder
heute als selbstverständlich gilt. Sie entspricht nicht
nur dem Wunsch der großen Mehrheit der Men-
schen, sondern ergibt sich als zwingende Notwen-
digkeit aus der Verfassung der Bundesrepublik
Deutschland, mit der das Gebiet der heutigen DDR
in naher Zukunft zu einem einheitlichen Bundes-
staat vereinigt werden wird. Die föderale Struktur
der künftigen gesamtdeutschen Bundesrepublik ist
eine feststehende Tatsache, sie erfordert die Exi-
stenz selbständiger Länder.

Die Wiederherstellung der Länder wird die notwen-
dige Folge der friedlichen Revolution des Herbstes
1989 sein, deren politischer Inhalt auf die Beseiti-
gung der terroristischen SED-Herrschaft abzielte.
Die SED hat 1952 bewußt die alten Länder abge-
schafft, weil diese nicht geeignet erschienen, als
Verwaltungseinheiten für die Durchsetzung einer
Politik zu dienen, die auf die Errichtung der angeb-
lichen Diktatur des Proletariats, in Wahrheit aufdie
Diktatur des Politbüros gerichtet war. Die damals
noch bestehenden fünf Länder waren immerhin
zum Teil Ergebnisse einer langen territorialen Ent-
wicklung und Träger einer Eigenstaatlichkeit, die
mit den stalinistischen Prinzipien der straffen, zen-
tralistischen Leitung des sozialistischen Staates
nicht in Einklang zu bringen war. So ergab sich die
Abschaffung der Länder als logische Folge aus dem
gesellschaftspolitischen Ziel der sogenannten prole-
tarischen Revolution, als deren Vollstrecker sich
die SED betrachtete.

Wenn heute diese Politik als gescheitert erwiesen ist
und die Menschen, die unter ihr gelitten haben, die
SED-Herrschaft beseitigt haben, so ergibt sich
zwangsläufig die Notwendigkeit, wieder eine Terri-
torialgliederung und ein Verfassungsleben auf der

Grundlage von Ländern zu schaffen. Die Staatlich-
keit auf zwei Ebenen, nämlich auf nationaler und
auf territorialer Ebene, ist eine Grundtatsache der
deutschen Geschichte, sie ist die Norm des deut-
schen Verfassungslebens. Wo von dieser Norm ab-
gewichen und eine einseitig zentralistische Struktur
geschaffen wurde, ergaben sich schädliche Fehlent-
wicklungen innerhalb Deutschlands und gefährli-
che Bedrohungen für die Nachbarstaaten. Die föde-
rale Struktur hat sich als die für Deutschland am
besten angemessene Verfassung von Staat und Ge-
sellschaft erwiesen.

In diesem Sinne haben sich bereits Parteien und
gesellschaftliche Vereinigungen auf eine neue Or-
ganisationsstruktur aufder Grundlage von Ländern
eingerichtet und Landesverbände und Landesvor-
stände gegründet. In der Öffentlichkeit und in der
Presse wird bereits wie selbstverständlich von „den
Ländern“ gesprochen, die alten Landesfahnen we-
hen von den Häusern, die Landeswappen sind wie-
der in Gebrauch und werden stolz gezeigt. Ande-
rerseits sind aber die Vorstellungen über die Ab-
grenzung der künftigen Länder noch weitgehend
unklar. In einer Zeit, in der jeder seine Meinung
äußern kann und beinahe alles in der Zeitung ge-
druckt wird, kommen auch unausgegorene Vorstel-
lungen und sehr persönliche Meinungen über die
Länderstruktur der Zukunft zum Tragen. Die ge-
naue Kenntnis der Bürger über die vor fast 40 Jah-
ren beseitigten Länder und ihre innere Verwal-
tungsorganisation scheint weitgehend verlorenge-
gangen zu sein, so daß es nicht selten sehr eigenar-
tige und auch abwegige Gedanken über eine Neu-
gestaltung gibt. In der Tagespresse werden man-
cherlei Vorschläge zu diesem Thema veröffentlicht;
auf Bezirks- und Republiksebene sind Kommissio-
nen eingerichtet, die sich mit der Neugliederung des
Territoriums befassen, und in gleicher Richtung
beschäftigen sich Wissenschaftler vor allem im Be-
reich der Geographie.

Diese Studie verfolgt daher den Zweck. Kenntnisse
zu vermitteln, auf beachtenswerte Tatsachen hinzu-
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weisen und Probleme darzulegen, die bedacht wer-
den sollten, wenn es um die Lösung der anstehen-
den Aufgabe geht. Es ist offenkundig, daß diese
Arbeit die Berücksichtigung vieler Gesichtspunkte
erfordert und daß allerseits befriedigende Lösun-
gen nicht erzielt werden können, wenn jeweils nur
einzelne Teilaspekte bedacht werden. Der Wunsch
nach Wiederherstellung der Länder beruht zu ei-
nem guten Teil auf einer gefühlsmäßigen Hinwen-
dung zu Heimat und Geschichte, was als eine trag-
fähige Grundlage politischer Willensbildung unbe-
dingt anzuerkennen ist. Es ist aber auch erforder-
lich, mit klaren, nüchternen und wirklichkeitsnahen
Erkenntnissen an die Lösung einer so grundlegend
wichtigen Aufgabe heranzugehen und zu diesem

Zweck alle Gesichtspunkte zusammenzutragen und
sorgsam gegeneinander abzuwägen.

Die sorgsame Vorbereitung der künftigen Terri-
torialstruktur unseres Landes erfordert Zeit. So
sehr auch der Wunsch nach schneller Wiederher-
stellung der Länder verständlich ist, so muß doch
vor überstürzten Maßnahmen gewarnt werden.
Es wird darzulegen sein, wie viele Gesichts-
punkte zu berücksichtigen sind, wenn eine mög-
lichst gute, zweckmäßige und dauerhafte Struk-
tur errichtet werden soll. Die früher gültig gewe-
senen Grenzen müssen auf ihre Brauchbarkeit
überprüft werden, alte Fehler der Vergangenheit
sollten nicht in die neue Ordnung übernommen
werden.

II. Grundsätze und Möglichkeiten territorialer Gliederung

Jedes größere Staatsgebilde wird in bestimmte ter-
ritoriale Einheiten gegliedert, in der Regel auf meh-
reren Ebenen, die man als regionale (provinziale)
und örtliche Verwaltungsebene bezeichnen kann.
Die Abgrenzung ist eine Aufgabe für die Raumord-
nung, die für das politische, gesellschaftliche und
wirtschaftliche Leben in einem Staat von nicht ge-
ringer Bedeutung ist. Dabei ergeben sich folgende
sachliche Gesichtspunkte, die bei der Raumord-
nung eine Rolle spielen:

a) die naturräumliche Gliederung des Landes (Ge-
birge, Flüsse. Flußgebiete, Ebenen);

b) die geschichtlich gewachsene Verwaltungsstruk-
tur (Ursachen und Alter der Verwaltungsgrenzen,
Übereinstimmung mit oder Abweichung von Na-
tur- und Wirtschaftsräumen, Zufälligkeit und Will-
kür bei der Bildung von Verwaltungseinheiten);

c) die regionale Wirtschaftsstruktur (Industriege-
biete. landwirtschaftlich bestimmte Gebiete, Ver-
breitungsgebiete von Kleingewerbe, Bergbauge-
biete, städtische Ballungsräume und Dichtezo-
nen);

d) die landsmannschaftliche Eigenart der Bevölke-
rung (Sprache, Brauchtum, Lebensweise, Konfes-
sion);

e) die gefühlsmäßige Bindung der Menschen an ter-
ritoriale Institutionen und Gebietseinheiten (Nach-
wirkung dynastischer Traditionen, Identifizierung
mit historischen Länder- und Landschaftsnamen,
Stolz auf landsmannschaftliche Traditionen);

f) die Notwendigkeit, leistungsfähige politisch-ad-
ministrative Einheiten herzustellen (Zwang zu wirt-
schaftlicher Effektivität, Stellung des Landes im
Gefüge des künftigen gesamtdeutschen Bundes-
staates, Leistungsstand im Wettstreit konkurrieren-
der Länder).

Diese.sechs Gesichtspunkte stehen je für sich. Es
wird nicht in allen Fällen eine völlige Übereinstim-
mung zwischen ihnen bei der Abgrenzung von Ver-
waltungseinheiten geben. Die Grenzen zwischen
sprachlich-mundartlichen Einheiten decken sich
keinesfalls immer mit den Grenzen von Naturräu-
men; die Wirtschaftsstruktur übergreift historisch
gewachsene Gebietseinheiten, und die praktischen
Bedürfnisse einer modernen, effektiven Verwal-
tung können im Widerspruch zu gefühlsmäßigen
Bindungen der Bevölkerung stehen. Es wird sich
daher in vielen Fällen um Kompromißlösungen
handeln müssen, bei denen jeweils zu fragen ist,
welche der angeführten Gesichtspunkte den Aus-
schlag für diese oder jene Entscheidung geben sol-
len. Wünschenswert ist auf jeden Fall eine solche
Lösung, die möglichst viele der dargelegten Grund-
lagen berücksichtigt.

Neben diesen Grundlagen der Raumordnung ist zu
bedenken, daß jedes Land im deutschen Bundesrat
vertreten sein wird, wobei die Sitzverteilung in die-
sem Gremium die kleinen Länder in bezug auf ihren
Stimmenanteil bevorzugt. Hier entsteht bereits eine
beachtenswerte Frage. Wenn die heutige DDR in
mehrere kleine Länder aufgeteilt wird, dann wer-
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den diese insgesamt im künftigen deutschen Bun-
desrat mehr Stimmen aufzuweisen haben, als es bei
einer Aufteilung in wenige große Länder der Fall
wäre. Eine solche Denkungsart wäre folglich darauf
gerichtet, innerhalb des künftigen deutschen Bun-
desstaates eine gewisse Eigenständigkeit der Län-
der der ehemaligen DDR fortzuführen und etwaige
spezifische Interessen dieses Gebietes gemeinsam
zu vertreten.
Ob eine solche Gemeinsamkeit allerdings zustande-
käme, hinge in hohem Maße von den jeweils in
einem Land vorherrschenden Parteien ab. Es ist
durchaus denkbar, daß in Zukunft verschiedene
Länder der heutigen DDR von verschiedenen Par-
teien regiert werden und ihre Bundesratsvertreter
mit den ihrer Partei angehörigen Vertretern heuti-
ger Bundesländer gemeinsam handeln und nicht
eine durchaus zweifelhafte spezifische DDR-Inter-
essenlage berücksichtigen werden. Wenn es eine
solche Interessenlage geben sollte, dann könnte das
ohnehin nur eine gewisse Übergangszeit betreffen
und nicht mehr für die mittlere und ferne Zukunft
gelten. Aus diesen Gründen erscheint es nicht an-
gebracht, bei der territorialen Neugliederung auf
derartige Möglichkeiten künftiger deutscher Innen-
politik Rücksicht zu nehmen, weil die Gewichtsver-
teilung zwischen den Parteien keine feste Größe ist
und die Stimmenverteilung im Bundesrat sich stän-
dig verändert, wie die bisherige Geschichte der
Bundesrepublik gezeigt hat. Die Neuordnung sollte
sich vielmehr auf die dauerhaften Grundlagen der
Raumordnung stützen, wie sie oben unter a) bis f)
dargelegt wurden.
Da jedes Land eine Landesregierung braucht, ist
die Frage nach seiner Hauptstadt zu bedenken. Da 
eine Landeshauptstadt eine Fülle von politischen,
wirtschaftlichen und kulturellen Institutionen an
sich zieht, wirkt sich eine solche Funktion belebend
auf die betreffende Stadt aus. Das kann vor der
Festlegung einer Hauptstadt zu einem regelrechten

Konkurrenzstreit zwischen solchen Städten führen,
die Ansprüche auf die Hauptstadtfunktion erhe-
ben. Es erscheint jedoch bedenklich, wenn die
Frage der Hauptstadt eine größere Bedeutung er-
langt als die Frage nach dem Land, wenn also über
die Hauptstadt schon entschieden wird, noch bevor
das Land besteht. Jede Hauptstadt lebt von ihrem
Land, dessen Wirtschaftskraft und kulturelle Lei-
stungsfähigkeit sie an sich,zieht. Das ist in unrühm-
licher Weise mit der ganz einseitigen Bevorzugung
Berlins auf Kosten der Bezirke in den vergangenen
Jahren der Fall gewesen. Diese Überlegung ließe es
wünschenswert erscheinen, so wenig Hauptstädte
wie möglich und folglich so wenig Länder wie mög-
lich einzurichten.

Da in einer demokratischen Gesellschaft entschei-
dende Maßnahmen nur im Einvernehmen mit der
betroffenen Bevölkerung vorgenommen werden
können, muß für alle anstehenden Entscheidungen
auf dem Gebiet der Territorialstruktur eine breite
Zustimmung herbeigeführt werden. In manchen
Fällen wird sich die Durchführung von Volksab-
stimmungen bis hinunter auf Kreisebene notwendig
machen. Die abstimmungsberechtigten Bürger
brauchen dazu aber Informationen, aufgrund deren
sie sich entscheiden können, und es müssen ihnen
zuvor die Probleme dargelegt und Lösungsmöglich-
keiten mit allem Für und Wider gegeben werden.
Dabei dürfte es aus Gründen der allgemeinen
Deutschlandpolitik feststehen, daß in dem jetzt in
Gang gekommenen Vereinigungsprozeß die Gren-
zen der jetzigen DDR nicht in Frage gestellt wer-
den. Es sollte Einstimmigkeit darüber herrschen,
daß während des Wiedervereinigungsprozesses ein-
zelne separatistische Schritte — wie etwa der An-
schluß eines Landkreises der DDR an ein Land der
Bundesrepublik — nicht möglich sind. Wenn der
deutsche Bundesstaat einmal vollendet sein wird, 
dann werden Gebietsveränderungen im Rahmen
der Bundesverfassung zu bedenken sein.

III. Die geschichtliche Entwicklung bis zum Jahre 1952

Die Ländergrenzen von 1952 waren das Ergeb-
nis von Entwicklungen, deren Wurzeln sich teil-
weise bis in das Mittelalter erstrecken. Die
deutschen Länder haben sich aus den Herrschafts-
gebieten entwickelt, die von den Angehörigen
des jüngeren Reichsfürstenstandes seit dem spä-
ten 12. Jahrhundert aufgebaut worden wa-
ren.

Aus der Landesherrschaft wuchs die Landeshoheit,
aus den Zufälligkeiten dynastischer Territorialpoli-
tik formierten sich die Territorialstaaten, die
schließlich nach dem Ende des Heiligen Römischen
Reiches deutscher Nation im Jahre 1806 zu souve-
ränen Staaten wurden. Landesteilungen im rein fa-
miliären Interesse eines Herrscherhauses haben
Grenzen entstehen lassen, die keinen anderen Sinn
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hatten, aber z. T. bis 1952 bestehen geblieben sind.
Friedensschlüsse vor 1806 haben territoriale Ein-
heiten geschaffen, die sich fest im Bewußtsein der
Bevölkerung eingeprägt haben und bis heute nicht
in Frage gestellt werden.
Der Wiener Kongreß von 1815 hat dann diejenige
territoriale Gliederung in Länder und Provinzen
herbeigeführt, die sich bis 1945 fast unverändert
erhalten hat. Die Reichsgründung unter Bismarck
im Jahre 1871 ließ die damals noch vorhandenen
deutschen Länder unverändert bestehen, da sich
das zweite deutsche Reich als ein Bundesstaat ver-
stand, der durch den Zusammenschluß der Länder
gebildet worden war. Auch in der Zeit der Weima-
rer Republik wurden nur geringe Korrekturen am
Gefüge der deutschen Länder vorgenommen. Am
stärksten geschah das in Thüringen mit dem Zusam-
menschluß von sieben Einzelstaaten zu einem ein-
heitlichen Land. Dabei löste sich das Herzogtum
Sachsen-Coburg von der politischen Einheit Thü-
ringens und trat aufgrund einer Volksabstimmung
in den Verband des Freistaates Bayern ein.
Stärkere Eingriffe in diese Ordnung verursachte die
Sowjetische Militäradministration mit der Einrich-
tung von Landes- und Provinzialverwaltungen im
Jahre 1945. Damals wurde der preußische Regie-

rungsbezirk Erfurt dem Lande Thüringen zuge-
schlagen, aus der restlichen Provinz Sachsen und
dem Lande Anhalt entstand das neue Land Sach-
sen-Anhalt. Der westlich der Neiße gelegene Teil
der preußischen Provinz Schlesien wurde an das
Land Sachsen, der westlich der Oder gelegene Teil
der preußischen Provinz Pommern an das Land
Mecklenburg angeschlossen. Es sollte also be-
dacht werden, daß die von 1945 bis 1952 gültig
gewesene Abgrenzung der Länder das Werk der
Besatzungsmacht war, wenn sie sich auch weit-
gehend an die traditionellen Verwaltungsgrenzen
anlehnte.

Die territoriale Gliederung der ehemaligen Länder
auf dem Gebiet der heutigen DDR ist demzufolge
zu einem großen Teil von den Bedürfnissen preußi-
scher Machtpolitik und den Interessen der sowjeti-
schen Besatzungsmacht bestimmt worden, die
beide nicht auf landschaftliche Besonderheiten, ei-
gengeprägte Minderheiten und wissenschaftliche
Grundsätze der Raumordnung Rücksicht genom-
men haben. Die Abgrenzung der Länder von 1952
kann also nicht unbesehen für die künftige Territori-
alstruktur übernommen, sie muß kritisch überprüft
und in der zweckmäßigsten Weise neu gestaltet wer-
den.

IV. Vergleiche mit der Bundesrepublik Deutschland

Die zehn Länder der heutigen Bundesrepublik sind
in ihrer jetzigen Gestalt von unterschiedlicher Her-
kunft. Während Bayern. Bremen, Hamburg und
Schleswig-Holstein ihre Abgrenzung im 19. Jahr-
hundert erhalten haben, verlor Hessen seine links-
rheinischen Gebiete an das von der französischen
Besatzungsmacht geschaffene neue Land Rhein-
land-Pfalz, dem auch die bayerische Rheinpfalz und
der südliche Teil der preußischen Rheinprovinz zu-
geschlagen wurden. Deren nördlicher Teil wurde
mit der Provinz Westfalen zu einem neuen Lande
Nordrhein-Westfalen vereinigt. Aus der preußi-
schen Provinz Hannover kam durch Vereinigung
mit den Ländern Braunschweig, Oldenburg und
Schaumburg-Lippe das neue Land Niedersachsen
zustande. Das Saarland wurde von der französi-
schen Besatzungsmacht als ein unorganisches Ge-
bilde ohne Tradition geschaffen. Die ehemals
selbständigen Länder Baden und Württemberg ver-

einigten sich durch Beschluß beider Landtage, um
einen kräftigen Südweststaat zu schaffen. Das terri-
toriale Gefüge der Bundesrepublik ist folglich erst
nach dem Zweiten Weltkrieg in seine heutige Form
gebracht worden. Dabei ist zu beachten, daß im
Falle von Niedersachsen und Baden-Württemberg
kleinere Länder sich freiwillig zu größeren, lei-
stungsfähigeren Einheiten zusammengeschlossen
haben.

Für die künftige Territorialstruktur auf dem Gebiet
der DDR sind diese Tatsachen von Bedeutung, weil
sie die Richtung erkennen lassen, in der sich die
Entwicklung im westlichen Teil Deutschlands voll-
zogen hat. Die Neigung zu größeren Bundesländern
hat eine effektivere, rationellere Struktur herbeige-
führt und die Kräfte besser zusammengefaßt, als es in
den kleineren Einheiten hätte geschehen kön-
nen.
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V. Kritische Punkte bei der Neugliederung der DDR

Im Vorausdenken auf die künftigen Länder sind in
der Öffentlichkeit der DDR eine Reihe von Fragen
aufgetreten, in denen sich Wünsche, Hoffnungen,
Befürchtungen und Abneigungen ausdrücken. Die
autoritär von oben verordnete Bezirksstruktur von
1952 ist widerspruchslos hingenommen und erdul-
det worden, aber mit der Befreiung von der SED-
Herrschaft sind die alten landsmannschaftlichen 
und traditionellen Gefühle der Zugehörigkeit wie-
der lebendig geworden und neue Tendenzen hinzu-
gekommen. Alle diese Regungen drängen nach An-
erkennung. Sie zeigen Unterschiede in der Rich-
tung und sind untereinander oft nicht vereinbar,
was die ganze Angelegenheit schwierig macht. Sie
sollen hier benannt werden.

Der westlich der Oder gelegene Teil der alten preu-
ßischen Provinz, des ehemaligen Herzogtums Pom-
mern, der als Vorpommern bezeichnet wird, ist der-
zeit auf zwei Bezirke und zehn Landkreise mit zwei
Stadtkreisen verteilt. 1945 wurde er mit Mecklen-
burg zum Lande Mecklenburg-Vorpommern verei-
nigt, doch wurde der alte Landesname Vorpom-
mern bald darauf mit Rücksicht auf den polnischen
Nachbarn gestrichen, so daß sich die Vorpommern
als völlig von Mecklenburg vereinnahmt empfan-
den. Jetzt wollen sie wieder Pommern sein und zei-
gen wenig Neigung, sich erneut in ein Land Meck-
lenburg zu begeben, dessen Hauptstadt weitab liegt
und von dem sie wenig an Interessen und Förderung
meinen erwarten zu können. In diesem Gebiet woh-
nen rund 688 000 Menschen — was für einen
Flächenstaat eine sehr geringe Einwohnerzahl
wäre —, etwa so viel, wie der Stadtstaat Bremen
aufzuweisen hat. Ein künftiges Bundesland Vor-
pommern ist unter diesen Umständen kaum denk-
bar. In kirchlicher Hinsicht ist dieses Gebiet als
Rest der evangelischen Kirchenprovinz Pommern
selbständig erhalten geblieben mit der Landeskir-
che Greifswald und einem eigenen Bischof.

Noch ungünstiger liegen die Bedingungen für den 
westlich der Neiße liegenden Teil der ehemaligen
preußischen Provinz Schlesien mit Görlitz als der
größten Stadt. Hier leben rund 380 000 Einwohner
in einem Stadtkreis und fünf Landkreisen, die jetzt
auf zwei Bezirke aufgeteilt sind. Diese Menschen
fühlen sich als Schlesier, obwohl ihr Gebiet erst im
Jahre 1815 an die Provinz Schlesien gefallen ist.
Vorher waren sie Oberlausitzer und gehörten seit
1635 zum Kurfürstentum Sachsen. Historisch gese-
hen und ihrer Mundart nach sind sie mit den Men-

schen in der sächsischen Oberlausitz eng verbun-
den, aber offenbar hat die 130jährige Zugehörigkeit
zur Provinz Schlesien diese Beziehung abreißen las-
sen. Es kommt hinzu, daß die evangelische Kir-
chenorganisation dieses Gebiet als den Rest der
schlesischen Kirchenprovinz als eine selbständige
Landeskirche mit einem Bischof an der Spitze er-
halten hat, was zur Bewahrung einer eigenen Iden-
tität zweifellos beigetragen hat. Jetzt gibt es eine
Abneigung dagegen, wieder wie von 1945 bis 1952
an das Land Sachsen angeschlossen zu werden, bei 
dem man sich nur als Anhängsel fühlen würde. Eine
andere Lösung ist aber für ein so kleines Gebiet
nicht denkbar.

Eine Frage von besonderer Eigenart stellt die Exi-
stenz der sorbischen Bevölkerung in der Ober- und
Niederlausitz dar, die jetzt in den beiden Bezirken
Dresden und Cottbus wohnt. Es gibt keine genauen
Zahlen über die Kopfstärke der Sorben, zumal es
im Einzelfall nicht leicht festzustellen ist, wer noch
als Sorbe im vollen Sinne lebt und wer nur sorbische
Sprachkenntnisse besitzt. Die Industrialisierung,
der in diesem Gebiet stark betriebene Braunkoh-
lentagebau und die Abwanderung haben die Zahl
der Sorben auf einen Wert zwischen 50 000 und
100 000 absinken lassen. Sie sind aber hier die älte-
ste Volksgruppe, waren lange vor den deutschen
Siedlern des 12. Jahrhunderts im Lande und besit-
zen ein stark entwickeltes Gefühl ihrer nationalen
kulturellen Identität. Die gegen sie gerichtete Un-
terdrückungspolitik während der Hitlerdiktatur hat
ihnen nach 1945 viele Sympathien eingebracht,
auch wurde ihnen eine kulturelle Autonomie zuge-
billigt. Sie sind in ihrer alten engeren Heimat jetzt
zur Minderheit geworden, haben aber für dieses
Gebiet eine klare Option angemeldet. Da die Ober-
lausitzer Sorben in der Vergangenheit mit der säch-
sischen Regierung bessere Erfahrungen gemacht
haben als die Niederlausitzer mit der preußischen,
treten sie allesamt für einen Anschluß der Sorben
an das Land Sachsen ein. Das würde für das Land
Brandenburg in seinen Grenzen von 1945 bis 1952
einen beträchtlichen Gebietsverlust bedeuten.

Ein Land Sachsen-Anhalt hat es als Schöpfung der
sowjetischen Besatzungsmacht nur von 1945 bis
1952 gegeben. Es war aus der preußischen Provinz
Sachsen hervorgegangen, die ihrerseits wiederum
erst 1815 nach dem Wiener Kongreß als ein recht
künstliches Gebilde entstanden war. Dabei hatte
man altbrandenburgische Gebiete wie die Altmark
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um Stendal und Salzwedel mit den seit 1648/80 hin-
zuerworbenen geistlichen Fürstentümern Magde-
burg und Halberstadt und den 1815 von Preußen
annektierten ehemals kursächsischen Gebieten ver-
einigt. Sowohl in historischer wie auch in natur-
räumlicher und wirtschaftlicher Hinsicht war diese
Provinz niemals eine homogene Einheit, sondern
eher ein Ergebnis preußischer Machtpolitik.

Die sowjetische Besatzungsmacht trennte 1945 den
Regierungsbezirk Erfurt davon ab und wies ihn
dem Lande Thüringen zu, schloß andererseits aber
das Land Anhalt an die Provinz Sachsen an. Es ist
sehr die Frage, ob sich in den sieben Jahren des
Bestehens dieses Landes das Gefühl einer Landes-
identität hat herausbilden können und ob sich etwa
die Altmärker im Norden ebenso wie die Naumbur-
ger im Süden und die Leute an der Schwarzen Elster
im Osten als gemeinsame Bewohner eines als Ein-
heit empfundenen Landes fühlen. Die Altmärker
sind niemals Sachsen und schon gar nicht „Sachsen-
Anhaltiner“ gewesen, sie waren seit Urzeiten Bran-
denburger, so wie ihr Land auch schon vom Namen
her zur Mark Brandenburg gehört. Heute wird zwar
von der Wiedererrichtung des Landes Sachsen-An-
halt gesprochen, für dessen Hauptstadtfunktion
schon drei Städte ihre Bewerbung angemeldet ha-
ben, aber man ist sich dabei nicht sicher, ob die jetzt
zum Bezirk Leipzig gehörenden Kreise Delitzsch,
Eilenburg und Torgau und die zum Bezirk Cottbus
gehörenden Kreise Jessen, Herzberg und Lieben-
werda sich wieder an ihr „altes“ Land anschließen
oder ob sie sich nicht eher für eine Zugehörigkeit zu
Sachsen entscheiden werden. Gerade die Zugehö-
rigkeit von Delitzsch, Eilenburg und Torgau zum
Bezirk Leipzig während der vergangenen 38 Jahre
hat sich als eine natürliche Zuordnung erwiesen, die
Unsinnigkeit der preußischen Grenzziehung von
1815 deutlich gemacht und gezeigt, daß diese drei
Kreise viel eher nach Leipzig und damit nach Sach-
sen orientiert sind als nach Magdeburg oder
Halle.

Ähnlich steht es um die Kreise Altenburg und
Schmölln, die bis 1952 zum Lande Thüringen, seit-
dem aber zum Bezirk Leipzig gehörten. Auch sie
liegen geographisch und wirtschaftlich im Einzugs-
bereich des Leipziger Raumes. Ihre Zugehörigkeit
zu Thüringen beruht auf einer rein dynastischen
Entscheidung. Als im Jahre 1554 ein Besitzaus-
gleich zwischen den beiden wettinischen Linien der
Albertiner und der Ernestiner herbeigeführt wer-

den mußte, trat Kurfürst August von Sachsen das
damalige Amt Altenburg an seinen ernestinischen
Vetter ab. So blieb dieses Gebiet ein Bestandteil
der ernestinischen Herzogtümer und kam nach ver-
schiedenen Teilungen schließlich 1920 an das neu-
gegründete Land Thüringen, von dessen Hauptteil
es ziemlich isoliert ist.

Im äußersten Westen der DDR liegt das Eichsfeld
um Heiligenstadt, dessen Bevölkerung wegen der
Zugehörigkeit dieses Gebietes zum Erzstift Mainz
bis 1803 vorwiegend der römisch-katholischen Kon-
fession angehört. Die Eichsfelder Katholiken ha-
ben unter dem SED-Regime mit großer Konse-
quenz ihr religiöses Leben aufrechterhalten und das
auch nach außen hin in einer Art bewiesen wie sonst
nirgendwo. Ein kleiner Zipfel des kurmainzischen
Eichsfeldes kam nach 1803 an Hannover, gehört
also heute zum Land Niedersachsen. Mit diesem
Landstrich um Duderstadt möchten sich jetzt die
Bewohner des weitaus größeren Eichsfeldes in der
DDR wiedervereinigen. Der Gedanke, die katholi-
sche Stadt Duderstadt mit ihren konfessionell zuge-
hörigen Dörfern an das in der DDR gelegene Eichs-
feld anzuschließen, ist verständlicherweise nicht er-
wogen worden.
Auch im sächsischen Vogtland, das seit dem
14. Jahrhundert politisch mit Sachsen verbunden
ist, regen sich Stimmen für einen Anschluß an Bay-
ern. Dabei wird auf die im Vogtland gesprochene
fränkische Mundart hingewiesen, die dieses Gebiet
tatsächlich in sprachlicher Hinsicht mehr an den 
südlich benachbarten fränkischen Raum um Hof
anbindet als an das nordöstlich anschließende Erz-
gebirge, Andererseits ist das Vogtland naturräum-
lich ein Teil des Elbe-Saale-Flußgebietes und durch
das Fichtelgebirge deutlich vom oberfränkischen
Raum getrennt.

In beiden Fällen — sowohl im Eichsfeld als auch im
sächsischen Vogtland — sind zu keiner Zeit konfes-
sionell oder landsmannschaftlich begründete Be-
strebungen nach Zusammenschlüssen der dargeleg-
ten Art aufgekommen. Wenn sie in der gegenwär-
tigen Lage plötzlich auftreten, in der das wirtschaft-
liche Gefälle zwischen der Bundesrepublik und der
DDR offenkundig ist. dann liegen die Beweg-
gründe dafür auf der Hand. Man muß demzufolge
bedenken, daß auch das Streben nach dem besseren
Leben als eine Ursache für die Änderung der terri-
torialen Zugehörigkeit eines Landesteils in Frage
kommt.
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VI. Die Kreiseinteilung

Die territoriale Neugliederung unsres Landes läßt
sich nicht einfach mit der Einrichtung von Ländern
erledigen, sie muß tiefer gehen und auch die Ebene
der Kreisverwaltung erfassen. Auch hier hat die
SED-Herrschaft im Jahre 1952 eine völlig neue
Struktur geschaffen, um mit deren Hilfe die Anlei-
tung und Kontrolle der Gesellschaft wirksamer
durchführen und ihre Ziele besser erreichen zu kön-
nen. Aus den damals bestehenden 28 Landkreisen
Sachsens wurden beispielsweise 42 neue Kreise ge-
macht, womit der bürokratische Apparat weiter
ausgebaut und die Zahl der unproduktiven Beschäf-
tigten erhöht wurde. Das war vom Standpunkt der
volkswirtschaftlichen Rentabilität aus gesehen wi-
dersinnig, lag aber im Konzept der Herrschaftspra-
xis einer Partei, für die es in erster Linie auf die
Macht und die völlige Durchsetzung ihrer Ideologie
und weniger auf die wirtschaftliche Vernunft an-
kam. Diese Kreiseinteilung von 1952 ist ein Zeichen
unter vielen anderen dafür, daß die Ideologie wich-
tiger war als die Ökonomie. Sie beruhte auf dem
Grundsatz des „demokratischen Zentralismus“, der
in Wahrheit die absolute Macht der übergeordneten
Leitungsebene, die Durchsetzung der Politik von
oben nach unten und die Ausschaltung jeder demo-
kratischen Kontrolle im Sinne einer stalinistischen
Apparat-Partei bedeutete.
Aus dieser Tatsache ergibt sich die Notwendigkeit,
zur alten Struktur der Land- und Stadtkreise zurück-
zukehren. Diese Kreise hatten sich während des
19. Jahrhunderts in einer jahrzehntelangen Ent-
wicklung herausgebildet und bewährt; sie hatten
den Bedürfnissen des bürgerlichen Staates und der
industriellen Gesellschaft entsprochen. Sie waren
zum einen staatliche Verwaltungseinheiten, zum
anderen Gebietskörperschaften mit Selbstverwal-
tung im Sinne des bürgerlich-liberalen Staatsrechts.
Auf diesen Rechtsgrundlagen und der damit ver-
bundenen politischen Grundeinstellung wird sich
die künftige staatliche Ordnung in unserem Lande
aufbauen. Mehr Demokratie bedeutet weniger Bü-
rokratie. Es. ist ein Grundzug bürgerlich-liberaler
Staatsauffassung, die höheren Leitungsebenen zu

entlasten und möglichst viele Entscheidungen in die
unteren Ebenen zu verlegen. Dazu gehört die
starke Stellung der sich selbst verwaltenden Ge-
meinden und ein gut ausgebautes Vereinswesen, in
dem sich freie Bürger zu gesellschaftlichen Zwek-
ken organisieren können, ohne vom Staat angelei-
tet und kontrolliert zu werden. Der staatsfreie
Raum der Gesellschaft, den es im totalitären Obrig-
keitsstaat nicht gibt, wird einen wesentlich größeren
Umfang haben, was zu einer spürbaren Entlastung
des Staatsapparates führen muß.

Mündige Bürger braucht man nicht durch einen
„vormundschaftlichen Staat“ (Rolf Henrich) zu be-
vormunden. Sportvereine, Gesellschaften für die
Betätigung auf den Gebieten von Kultur, Kunst 
und Bildung, wirtschaftliche Zusammenschlüsse
mit Selbstverwaltung machen entsprechende Abtei-
lungen in den Land- und Stadtkreisen überflüssig 
oder vermindern deren Aufgaben. Die Marktwirt-
schaft wird den ganzen Verwaltungsapparat von
örtlicher Industrie, Wirtschaftsplanung, Handel
und Versorgung sowie für die Beaufsichtigung von
Handwerk, Gewerbe und Landwirtschaft überflüs-
sig machen. So ergibt sich die Möglichkeit, wieder
— wie vor 1952 — größere Kreisgebiete zu schaffen
und auf die damals eingerichteten zusätzlichen
Kreisverwaltungen zu verzichten.

Die Bezirke von 1952 haben sich naturgemäß nicht
an die alten, sondern an die damals neugezogenen
Kreisgrenzen angelehnt. So ist es schon aus diesen
mehr äußeren Gründen nicht möglich, die jetzt
noch bestehenden Bezirke bei der Neubildung der
Länder zugrundezulegen. Bezirke und (neue)
Kreise auf der einen, Länder und (alte) Landkreise
auf der anderen Seite gehören unbedingt zusam-
men. Eine künftige Verwaltungsstruktur, die den
Erfordernissen der Zeit und den Grundsätzen
bürgerlich-demokratischer Staatsauffassung ent-
spricht, muß grundsätzlich von derjenigen Kreisein-
teilung ausgehen, die bis zum Jahre 1952 bestanden
hat.

VII. Lösungsmöglichkeiten einer territorialen Neugliederung

Unbeschadet der bisher dargelegten Gesichts-
punkte und kritischen Fragen werden im folgenden
vier mögliche Lösungen vorgestellt, die bisher in

der Aussprache über die anstehende Aufgabe am
deutlichsten hervorgetreten sind oder sich aus der
kombinierten Anwendung der oben angeführten
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sechs Grundsätze territorialer Gliederung ergeben.
Bei diesen Überlegungen bleibt Berlin unberück-
sichtigt, weil davon auszugehen ist, daß die Stadt als
Ganzes nicht in ein künftiges Land einbezogen wer-
den wird, sondern wie Hamburg und Bremen als
einheitlicher Stadtstaat bestehen wird.

1. Variante A:
Die Vereinigung von Bezirken

Die jetzt vorhandenen 14 Bezirke der DDR werden
in folgender Weise zu Ländern zusammengefaßt:
Neubrandenburg,
Rostock, Schwerin
Cottbus, Frankfurt/O.,
Potsdam
Halle, Magdeburg
Erfurt, Gera, Suhl
Chemnitz, Dresden,
Leipzig

= Land Mecklenburg

= Land Brandenburg
= Land Sachsen-Anhalt
= Land Thüringen

= Land Sachsen.
Diese Lösung würde den geringsten Aufwand bei
der Umgestaltung der Verwaltung notwendig ma-
chen. Die von der SED nach rationalen Gesichts-
punkten geschaffene Gliederung würde weitgehend
erhalten bleiben, die zum Zweck einer wirksamen
Kontrolle der Gesellschaft durch den Staats- und
Parteiapparat errichtete Verwaltungsstruktur
würde nur auf der Bezirksebene beseitigt, auf der
Kreisebene aber erhalten bleiben, und die neuen
Länder würden tatsächlich die Bezirksgrenzen ver-
ewigen. Die von den Bezirksgrenzen willkürlich
zerschnittenen oder von ihren alten gewachsenen
Verbindungen abgeschnittenen Gebiete blieben 
weiterhin in dem 1952 geschaffenen Zustand.

Beispiele: Das Altenburger Land käme zu Sachsen
und nicht wieder zu Thüringen. Die seit Jahrhun-
derten als einheitlicher Territorialkomplex beste-
hende Oberlausitz würde zwischen die beiden Län-
der Brandenburg und Sachsen aufgeteilt. Das glei-
che würde für die stets zu Brandenburg gehörig
gewesenen Landschaften Prignitz und Uckermark
gelten, die teilweise oder ganz zu Teilen Mecklen-
burgs würden.
Mit der Variante A wird demzufolge nicht der
Zweck erreicht, die alten Länder im vollen Umfang
wiederherzustellen und allen Bewohnern eines
Landes die Identifizierung mit diesem Lande zu
ermöglichen. In einem künftigen deutschen Bun-
desstaat würden sich diese fünf DDR-Länder in fol-
gender Weise plazieren (Einwohner in Tausend):

Nordrhein-Westfalen 17 200
Bayern 10 800

Baden-Württemberg 9 200
Niedersachsen 7 200
Hessen 5 500

5 000 Sachsen
Rheinland-Pfalz 3 700
Berlin 3 100 Berlin

3 000 Sachsen-Anhalt
2 700 Brandenburg

Schleswig-Holstein 2 600
2 500 Thüringen
2 100 Mecklenburg

Hamburg 1 800
Saarland 1 200
Bremen 700

Aus dieser Übersicht geht hervor, daß die aus den
jetzigen Bezirken formierten DDR-Länder im mitt-
leren und unteren Bereich der Größenordnung ran-
gieren würden. Im Verhältnis zu den jetzigen Län-
dern der Bundesrepublik sind sie wesentlich klei-
ner. Das gesamtpolitische Gewicht, das die DDR-
Länder in den künftigen deutschen Bundesstaat
einzubringen hätten, wird demzufolge nicht allzu
groß sein. Ferner wird in einem Drittel aller deut-
schen Länder dann nur ein Fünftel der Bevölkerung
Deutschlands leben. In der Ländergliederung nach
Variante A liegt also auch eine deutliche Struktur-
schwäche gegenüber den starken Ländern des We-
stens.

Zweifellos wäre die Neubildung der Länder nach
diesem Modell die schnellste Art und Weise, doch
würde dies nicht die Berücksichtigung der zahlrei-
chen in den letzten Wochen und Monaten aufgetre-
tenen Anregungen, Vorschläge und Wünsche ge-
statten. Die Auffassung, daß nach der Formierung
der Länder noch Korrekturen an der Abgrenzung
möglich seien, muß Bedenken hervorrufen, denn es
hat sich in ähnlichen Fällen immer erwiesen, daß
provisorische Regelungen sehr bald endgültigen
Charakter annehmen. So wäre auch hier zu be-
fürchten, daß das Provisorium bereits unabänderli-
che Tatsachen schaffen würde. Vor allem wäre es
kaum denkbar, daß ein auf diese Weise geschaffe-
nes Land nachträglich wieder aufgelöst würde.

2. Variante B:
Die Wiederherstellung der Länder von 1952

Es werden die bis 1952 vorhanden gewesenen Län-
der in ihrem damaligen Umfang wiederherge-
stellt.

Mit dieser Lösung müßte auch die Wiederherstel-
lung der alten Land- und Stadtkreise einhergehen,
was eine wesentliche Verminderung der Zahl der
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Kreisverwaltungen zur Folge haben würde. Die
Gründe dafür sind bereits erörtert worden. Aus den 
dargelegten Gründen ergibt sich die Notwendig-
keit, die Länder in ihrem alten Umfang und ihrer
alten Struktur wiederherzustellen, weil dadurch am
besten der Zweck erreicht wird, das schlimme Erbe
von 40 Jahren SED-Herrschaft zu überwinden und
zu demokratischen Verhältnissen zu gelangen.
Die Einwohnerzahlen der Länder nach ihrer alten
Abgrenzung würden nur geringe Unterschiede ge-
genüber einer Neubildung von Ländern in Anleh-
nung an die bisherigen Bezirksgrenzen aufweisen.
Die Feststellung der Strukturschwäche der heutigen
DDR-Länder innerhalb des künftigen deutschen
Bundesstaates bleibt demzufolge bestehen.

3. Variante C:
Grundlegende Neugliederung, kleine Lösung

Das Territorium der DDR wird in vier Länder ge-
gliedert, wobei die geschichtlichen Traditionen und
die landsmannschaftlichen Zusammenhänge zu be-
rücksichtigen sind.
In diesem Falle wird auf die Wiederherstellung des
Landes Sachsen-Anhalt verzichtet, das nur von
1945 bis 1952 bestanden hat. Es ist nur schwer als
eine territoriale Einheit zu verstehen und besitzt
keinen natürlichen Mittelpunkt, wie sich an der zwi-
schen Halle und Magdeburg strittig gewordenen
Frage nach der Hauptstadt zeigt.
Das Land Mecklenburg ist seit rund tausend Jahren
eine landschaftlich-politische Einheit, die von ei-
nem eigengeprägten Menschenschlag bewohnt
wird. Es besitzt eine vorwiegend agrarische Wirt-
schaftsstruktur, die Küste mit ihren Häfen gibt dem 
Land einen zusätzlichen Schwerpunkt. Die Wieder-
herstellung dieses Landes hat einen unbestreitbaren
Sinn in jeder Hinsicht, zumal sich auch eine genü-
gend große Fläche für dieses Land ergibt. Der west-
lich der Oder gelegene Teil Pommerns wird, wie es
bis 1952 der Fall war, mit Mecklenburg vereinigt,
weil er zur Bildung eines selbständigen Landes zu
klein ist. Wenn sich in der Bevölkerung Vorpom-
merns der Wunsch ergibt, eine eigene Tradition
aufrechtzuerhalten, dann kann das mit Hilfe kultu-
reller Autonomie und provinzialer Selbstverwal-
tung geschehen.

Das Land Brandenburg wird in seinem historischen
Umfang wiederhergestellt, wie er bis zum Jahre
1815 bestanden hat. Der altbrandenburgische Teil
der erst 1815 errichteten preußischen Provinz Sach-
sen wird wieder mit Brandenburg vereinigt, d. h.
die seit dem 12. Jahrhundert brandenburgische Alt-

mark und der seit 1648/80 zu Brandenburg gehörige
Raum um Magdeburg und Halberstadt..Die preu-
ßische Provinz Sachsen wird demzufolge aufgelöst.
Sie war ein durchaus künstliches Gebilde und ein
Ergebnis preußischer Eroberungspolitik, die
Deutschland in zwei Weltkriege mit katastropha-
lem Ausgang hineingeführt hat. Es besteht kein
Interesse, in einem künftigen deutschen Bundes-
staat territoriale Reste eines Staatswesens zu kon-
servieren, das zielstrebig an der Ausschaltung des
föderalen Prinzips gearbeitet und dem absoluten
Zentralismus die Bahn gebrochen hat. Der Magde-
burg-Berliner Raum stellt eine naturräumliche Ein-
heit dar, jede darin aufgerichtete Grenze admini-
strativer Art muß willkürlich und letztlich ohne tie-
feren Sinn bleiben. Ein auf diese Weise geschaffe-
nes Land Brandenburg stellt sich als ein ansehnli-
ches, wirtschaftlich leistungsfähiges Territorium
mit einer weitgehend einheitlichen Bevölkerung
dar; seine Wirtschaft ist bei starker Landwirtschaft
mit wichtigen Industriestandorten versehen.

Die Niederlausitz, die im Jahre 1815 der preußi-
schen Provinz Brandenburg zugeordnet wurde,
wird dem Land Sachsen angeschlossen, wie es dem
Wunsch der dort lebenden sorbischen Bevölkerung
entspricht. Die von dieser Seite geltend gemachten
Gesichtspunkte sind von ernst zu nehmender Na-
tur. Sie stützen sich auf die Grundsätze eines neu
aufgetretenen europäischen Volksgruppenrechts,
wie es von internationalen Organisationen zum
Schutz bedrohter Sprachen, Kulturen und Minder-
heiten vertreten wird. Dazu gehört die Forderung,
das angestammte Heimatgebiet zu erhalten und vor
Verfremdung und verwaltungsmäßiger Zersplitte-
rung zu schützen. Dieser Sachverhalt trifft genau
auf die sorbische nationale Minderheit zu. die bis
1815 in der Ober- und Niederlausitz zum sächsi-
schen Staat gehört hat und erst in jenem Jahre durch
die preußische Annexion aufzwei Staaten aufgeteilt
worden ist. Die bevorstehende Neugliederung der
DDR bietet zum ersten Male die Gelegenheit, jene
Entscheidung zu korrigieren und alle Teile des sor-
bischen Volkes in einem einzigen Lande zu verei-
nen. Wenn die Sorben auch infolge der industriel-
len Wanderungsbewegungen der letzten hundert
Jahre in ihrer Heimat zur Minderheit geworden
sind, so sind sie doch die ursprünglichsten Bewoh-
ner dieses Gebietes.

Die Gliederung der deutschen Länder würde nach
der Variante C folgende Rangordnung ergeben:

Nordrhein-Westfalen 17 200
Bayern 10 800
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Grundlegende Neugliederung, große Lösung

Baden-Württemberg 9 200
7 900 Sachsen

Niedersachsen 7 200
Hessen 5 500
Rheinland-Pfalz 3 700
Berlin 3 100 Berlin

3 000 Brandenburg
Schleswig-Holstein 2 600

2 500 Thüringen
2 100 Mecklenburg

Hamburg 1 800
Saarland 1 200
Bremen 700

4. Variante D:

Das Territorium der DDR wird in drei Länder ge-
gliedert, wobei die geschichtlichen Traditionen, die
naturräumlichen Gegebenheiten und die wirt-
schaftlichen Strukturen, die landsmannschaftlichen
Zusammenhänge und die Erfordernisse gegenwär-
tiger politisch-administrativer Aufgaben zu berück-
sichtigen sind.

Mit der Neubildung von Ländern wird ein für die
Zukunft stabiler Rahmen gesetzt, der in einem fö-
deral strukturierten Staat von erheblicher Bedeu-
tung ist und die künftigen Entwicklungsmöglichkei-
ten in starkem Maße mitbestimmt. Jetzt wird mög-
licherweise darüber entschieden, ob die heutigen
DDR-Länder in Zukunft zu den armen, kleinen,
unterstützungsbedürftigen, auf den Finanzaus-
gleich angewiesenen Ländern gehören, oder ob sie
starke regionale Einheiten darstellen, die im Ge-
samtgefüge des deutschen Bundesstaates einen gu-
ten Platz einnehmen. Nicht umsonst haben sich die
Länder Niedersachsen und Baden-Württemberg
aus mehreren kleineren Ländern zu einer größeren
Einheit zusammengeschlossen. Die Vereinigung
von Baden und Württemberg könnte als Modell für 
eine Vereinigung von Sachsen und Thüringen ange-
sehen werden, wenn man an die ähnliche Wirt-
schaftsstruktur der beiden Gebiete denkt und an
den Nutzen, den ein solcher Zusammenschluß für
das hochleistungsfähige Land Baden-Württemberg
gebracht hat.
Im Anschluß an diese Überlegungen ergibt sich
eine territoriale Gliederung in folgende drei Län-
der:

Mecklenburg:
2,1 Millionen Einwohner, 26 000 km2

Brandenburg:
3,0 Millionen Einwohner, 33 000 km2

Sachsen-Thüringen:
10,4 Millionen Einwohner, 50 000 km2.

Das Land Sachsen-Thüringen füllt einen von der
Natur vorgezeichneten Raum zwischen dem Erzge-
birge, dem Thüringer Wald, dem Harz und dem
Fläming aus und deckt sich weitgehend mit dem
Flußgebiet der Saale und mittleren Elbe. Dieser
Naturraum ist bereits einmal mehrere Jahrhunderte
lang auch eine politische Einheit gewesen, als er
unter der Herrschaft des Hauses Wettin in zielstre-
biger territorialer Aufbauarbeit zu einem kraft-
vollen Territorialstaat entwickelt wurde, der in der
deutschen Reichspolitik eine führende Rolle
spielte. Die unglücklichen, dynastisch begründeten
Länderteilungen im Hause Wettin und die rück-
sichtslose preußische Eroberungspolitik haben die-
sen Territorialstaat zerstückelt und bis auf fünf
Restgebilde im Jahre 1918 verkleinert.

Über die willkürlich gezogenen Grenzen hinweg ist
dieser Raum infolge der industriellen Entwicklung
zu einem einheitlichen Wirtschaftsgebiet zusam-
mengewachsen, für das schon während der Weima-
rer Republik ein politisch-administrativer Zusam-
menschluß geplant wurde. Jetzt ist der Zeitpunkt
gekommen, da Fehler der Vergangenheit korrigiert
werden können, indem dieser Raum in einem
Lande zusammengefaßt wird. Hier hat sich seit
Jahrhunderten ein gesellschaftliches System ausge-
bildet, das von einem starken Anteil bürgerlicher
Kräfte, von liberalen und demokratischen Traditio-
nen und einer hohen Entfaltung gewerblich-indu-
strieller Kräfte bestimmt war. In diesem Raum be-
findet sich ein Großteil der Bevölkerung, der ge-
werblich-industriellen Produktivkräfte, der Bil-
dungseinrichtungen und der Kulturstätten inner-
halb der DDR. Es erscheint in höchstem Maße
sinnvoll, dieses weitgehend einheitlich strukturierte
Gebiet auch im künftigen deutschen Bundesstaat in
einem Lande zu vereinigen und dadurch seine wirt-
schaftliche und kulturelle Leistung geschlossen in
das „Konzert“ der deutschen Länder einzubrin-
gen.

Wenn es die Bevölkerung dieses Landes begehren
sollte, könnten die besonderen Traditionen von
Sachsen und Thüringen durch eine Art provinzialer
Selbstverwaltung nach dem Vorbild von Rheinland
und Westfalen aufrechterhalten werden. Das ehe-
malige Land Anhalt würde bei der Verwirklichung
der Variante D, ebenso wie schon bei C, auf die
beiden Länder Brandenburg und Sachsen aufge-
teilt, da es keine Gesichtspunkte für eine Wieder-
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Herstellung seiner territorialen Selbständigkeit
gibt.
Die Gliederung der deutschen Länder würde nach
der Variante D folgende Rangordnung ergeben:

Bei dieser Gliederung würden die drei DDR-Län-

Nordrhein-Westfalen 17 200
Bayern 10 800

10 400 Sachsen-Thüringen
Baden-Württemberg 9 200
Niedersachsen 7 200
Hessen 5 500
Rheinland-Pfalz 3 700
Berlin 3 100 Berlin

3 000 Brandenburg
Schleswig-Holstein 2600

2 100 Mecklenburg
Hamburg 1 800
Saarland 1 200
Bremen 700

der gleichmäßig auf den oberen, den mittleren und
den unteren Bereich in der Größenordnung der
deutschen Länder verteilt sein. Das Land Mecklen-
burg würde dem Land Schleswig-Holstein entspre-
chen, das Land Brandenburg würde der Einwoh-
nerzahl nach im Lande Rheinland-Pfalz, seiner
Raumstruktur nach im Lande Niedersachsen sein
Gegenüber sehen können, während das Land Sach-
sen-Thüringen als drittgrößtes deutsches Bundes-
land ein beachtliches Gegengewicht zu den führen-
den Ländern Nordrhein-Westfalen und Bayern dar-
stellte und im Lande Baden-Württemberg seinen
annähernd gleichgroßen und gleich strukturierten
Partner fände. Eine solche Neuordnung könnte
nicht das Gefühl einer Vereinnahmung der DDR
durch die jetzige Bundesrepublik hervorrufen, son-
dern im Gegenteil für Ausgewogenheit und Gleich-
rangigkeit sowie dafür sorgen, daß die Bevölkerung
der heutigen DDR im künftigen deutschen Bundes-
staat durch starke territoriale Institutionen vertreten
sein wird.

VIII. Ergänzende Maßnahmen

Es wird nicht möglich sein, mit irgendeiner der vor-
gestellten Varianten oder einer anderen denkbaren
Lösung alle in der Öffentlichkeit aufgetretenen Be-
strebungen und Wünsche zu erfüllen. Die prakti-
schen Notwendigkeiten einer zweckmäßigen Terri-
torialgliederung lassen sich mit eng begrenzten Vor-
stellungen nicht in Einklang bringen, so verständ-
lich und berechtigt diese auch sein mögen. Deswe-
gen ist es wichtig, auf weitere Möglichkeiten terri-
torial begründeter Eigenständigkeit hinzuweisen,
die zwar nicht auf der Ebene der Länder realisier-
bar sind, aber innerhalb eines Landes bestimmte
Räume, Landschaften, Volksgruppen oder ge-
schichtlich bedingte Gebietseinheiten mit einer in-
dividuellen Ausprägung konstituieren können. Die
Praxis des bürgerlich-liberalen Staates bietet in die-
ser Hinsicht eine Reihe von Modellen.

Wenn die künftigen Länder wieder — wie vor 1945
und wie die jetzigen westdeutschen Bundeslän-
der — in Regierungsbezirke gegliedert werden,
dann ergibt sich damit eine Möglichkeit, derartige
Gebietseinheiten zu schaffen, die ein gewisses Ei-
genleben kleinerer Landschaften oder Volksgrup-
pen gewährleisten. Eine solche Lösung würde sich
beispielsweise für Vorpommern anbieten, dessen
Eigenständigkeit innerhalb des Landes Mecklen-
burg auf diese Weise gesichert werden könnte.

An zweiter Stelle kommt die Einrichtung besonde-
rer landschaftlicher Selbstverwaltungskörperschaf-
ten innerhalb eines Landes in Frage. Als Beispiel
kann die Aufteilung des Landes Nordrhein-Westfa-
len in die beiden Landschaftsverbände Rheinland
und Westfalen herangezogen werden, die jeweils im
Umfang der alten Provinzen bestehen und beacht-
liche öffentliche Aufgaben wahrnehmen, nament-
lich auf dem Gebiet von Bildung, Kultur und Sozial-
fürsorge. Auch Parteien und andere gesellschaftli-
che Vereinigungen können sich in dieser mittleren
Ebene organisieren, wenn ihnen die Landesebene
zu großflächig ist. Bei der großen Bedeutung, die 
im liberalen Staat den freien Zusammenschlüssen
der Bürger zukommt, sind solche sich selbst verwal-
tende Gebietskörperschaften geeignete Mittel zur
Bewahrung landschaftlicher Eigenart. Falls es zu
der in Variante D vorgeschlagenen großen Lösung
kommen sollte, könnten etwa Sachsen und Thürin-
gen innerhalb eines einheitlichen Landes zwei sol-
che Landschaftsverbände bilden oder kann die Alt-
mark innerhalb des vergrößerten Landes Branden-
burg ihre Selbständigkeit aufrechterhalten.

Eine dritte Form bietet die Kulturautonomie, die
von Landschaften, Volksgruppen oder nationalen
Minderheiten in Anspruch genommen werden
kann. Hierbei geht es um Möglichkeiten, eine Ei-
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genständigkeit in bezug auf Sprache, Konfession
oder Brauchtum zu bewahren und öffentlich darzu-
stellen. Derartige Regelungen können für die sor-

bische Bevölkerung in den beiden Lausitzen und für
die römisch-katholische Bevölkerung des Eichsfel-
des vorgesehen werden.

IX. Schlußüberlegungen

Die bevorstehende territoriale Neugliederung un-
seres Landes ist eine Gelegenheit, wie sie nur selten
in der Geschichte geboten wird. Sie muß als wirkli-
cher Neuanfang genutzt werden, um eine für die
Zukunft tragfähige Territorialstruktur zu schaffen,
in der die vielfältigen politischen, wirtschaftlichen
und kulturellen Aufgaben bewältigt werden können
und das föderale Prinzip eine gesunde Grundlage
erhält. Es wäre ein schwerer Fehler, diese Chance
zu verspielen, indem ein enges Denken lediglich die
Wiederherstellung von Ländern herbeiführen
würde, die durch dynastische Zufälligkeiten und
machtpolitische Willkür geschaffen worden sind.
Die künftigen Länder auf dem Boden der heutigen
DDR sollen nicht bloße Verwaltungseinheiten sein,
nicht nur eine Zusammenfassung von Bezirken. Sie
müssen lebensfähige wie leistungsfähige Staatsge-
bilde sein, in denen freigewählte Volksvertretungen
und demokratisch zusammengesetzte Regierungen
politische Verantwortung ausüben können. Es müs-
sen Gebietseinheiten sein, die sich im wirtschaftli-
chen Wettbewerb behaupten und zum Wohl ihrer
Bürger wirken können. Es müssen landschaftliche
Gebilde sein, die der Mensch mit Verstand und
Herz begreifen kann, mit denen er sich zu identifi-
zieren vermag und die ihm ein Gefühl der Zugehö-
rigkeit geben.
Die Bürger der DDR müssen sich ernsthaft überle-
gen, ob sie künftig in drei, vier oder fünf Ländern
leben wollen, ob sie sich drei, vier oder fünf Haupt-
städte und ebensoviele Landesregierungen und

Landtage leisten wollen und leisten können. Die
vier Länder nach der Variante C und die drei Län-
der nach der Variante D beruhen in ihrer Abgren-
zung auf sehr alten Traditionen und entsprechen
damit dem Bedürfnis des Menschen nach geschicht-
licher Tiefe. Sie zielen aber auch auf die Notwen-
digkeit moderner staatlicher Ordnung ab. Sie liegen
somit im Spannungsfeld von Tradition und Fort-
schritt, in dem auch die westdeutschen Bundeslän-
der Baden-Württemberg und Niedersachsen ent-
standen sind. Sie beruhen auf Verwaltungsstruktu-
ren des 19. Jahrhunderts, die daraufhin befragt
werden müssen, ob sie noch für das 21. Jahrhundert
tauglich sind. Die jetzt zu schaffende Territorial-
struktur braucht Einheiten, die auch dem bevorste-
henden nächsten Jahrhundert angemessen sind.
Die Variante D entspricht diesen Bedingungen.

Die Gesellschaft der DDR sollte den Mut haben,
eine große Lösung der jetzt vor ihr stehenden Auf-
gabe hinsichtlich der territorialen Neugliederung
herbeizuführen; sie sollte an das deutsche Vater-
land in seiner Gesamtheit denken und sich darin 
den ihr angemessenen Platz sichern. Es sollte eine
Lösung herbeigeführt werden, die die Länder auf
dem Gebiet der heutigen DDR in der künftigen
gesamtdeutschen Bundesrepublik nicht von vorn-
herein unterstützungsbedürftig macht, sondern ih-
nen eine Stärke gibt, mit der sie im Konzert der
deutschen Länder einen guten Stand haben wer-
den.
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Matthias Jung: Parteiensystem und Wahlen in der DDR. Eine Analyse der Volkskam-
merwahl vom 18. März 1990 und der Kommunalwahlen vom 6. Mai 1990
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 27/90, S. 3—15

Am 18. März fand auf dem Gebiet der DDR die erste freie Wahl statt. Diese gewann die Allianz für
Deutschland, das Wahlkampfbündnis aus Ost-CDU, Demokratischem Aufbruch (DA) und Deutscher
Sozialer Union (DSU), mit großem Vorsprung, während die SPD und die PDS, die alte SED, deutlich auf
die Plätze zwei und drei verwiesen wurden. Alle anderen Parteien und Gruppierungen, auch das Bünd-
nis ‘90, zu dem sich die meisten Bürgerinitiativen und Protestgruppen des Vorherbst zusammengeschlossen
hatten, blieben eher bedeutungslos. Überraschend hoch fiel die Wahlbeteiligung aus. Das Ergebnis selbst
war gekennzeichnet durch ein starkes Süd-Nord-Gefälle bei der Allianz, die in den beiden südlichen
Ländern Thüringen und Sachsen 60 Prozent erzielte, während sie in Mecklenburg im Norden und in
Brandenburg in der Mitte knapp unter 40 Prozent blieb. Die SPD wie auch die PDS erreichten in Ost-Berlin
jeweils ihr bestes Ergebnis, lagen dagegen in den südlichen Ländern deutlich unter dem Landesdurch-
schnitt.
Ganz ungewöhnlich — zumindest nach den Erfahrungen westlicher Wahlen — war das Abschneiden der
Parteien bei der Arbeiterschaft. Hier gewann die Allianz weit mehr Stimmen als bei der Gesamtheit der
Wähler, während die SPD durchschnittlich und die PDS deutlich unterdurchschnittlich abschnitt. Auch im
Hinblick auf das Alter unterschied sich besonders das Ergebnis der Allianz sehr deutlich von dem der
Union in der Bundesrepublik. In der DDR gab es nämlich kaum Unterschiede zwischen den einzelnen
Altersgruppen.
Trotz aller Schwierigkeiten eines Vergleichs zwischen den Ergebnissen der Volkskammerwahl und der
Kommunalwahlen vom 6. Mai 1990 stellten letztere eher eine Bestätigung als eine Revision der Wahlent-
scheidung vom 18. März dar.

Bernd Lindner: Die politische Kultur der Straße als Medium der Veränderung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 27/90, S. 16—28

Lange weigerte sich die alte SED-Führung im Herbst 1989, die Massendemonstrationen öffentlich anzu-
erkennen, wie sie sich über Jahrzehnte weigerte, den Terminus der politischen Kultur zu gebrauchen. Der
Beitrag untersucht, wie sich innerhalb kürzester Zeit in der DDR eine eigenständige politische Kultur der
Straße herausbildete. Er skizziert ihre Vorgeschichte und versucht zugleich, sie in ihren wichtigsten Etap-
pen und Elementen zu beschreiben. Dabei geht er auf historische Dimensionen der politischen Kultur der
Straße in Deutschland ebenso ein, wie auf ihre DDR-spezifischen Besonderheiten.
Im Herbst des vergangenen Jahres war in der DDR eine brisante politische Situation entstanden, die auf
Lösungen drängte. Die Riege der mächtigen alten Führungskräfte der SED um Erich Honecker war zum
Hemmschuh gesellschaftlicher Entwicklung geworden, so daß immer mehr Menschen nach Auswegen 
suchten. Die einen wählten die Ausreise, die anderen (den oppositionellen Kräften angehörend) traten aus
dem schützenden Kreis der Kirche mit der Absicht heraus, gesellschaftliche Veränderungen einzufordem.
Der SED-Staat, der zuerst mit sinnloser Brutalität darauf reagierte, brach in atemberaubendem Tempo
unter dem sich formierenden Druck der Massendemonstrationen im ganzen Land zusammen. Die Demon-
strationen — insbesondere jene in Dresden, Berlin und vor allem Leipzig — bestimmten dabei nicht nur das
Tempo der Entwicklung, sondern auch ihre inhaltlichen Dimensionen. Wichtige Elemente waren dafür die
in den Demonstrationen mitgetragenen Transparente und Losungen.
Während im Oktober die „Demos“ (insbesondere in Leipzig) einen eigenständigen Charakter entwickeln
konnten, gerieten sie zunehmend unter äußere Einflüsse (durch Öffnung der Grenzen, aber auch die
Medienpräsenz) und veränderten ihr — viel umstrittenes — Erscheinungsbild. Die Herausbildung einer
politischen Kultur der Straße ist im östlichen Teil Deutschlands noch nicht abgeschlossen.



Karl-Rudolf Korte: Die Folgen der Einheit. Zur politisch-kulturellen Lage der Nation
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 27/90, S. 29—38

Die Einheit ist seit dem 9. November 1989 zum Selbstverständlichen geworden. Doch fehlen dieser neuen
Normalität noch die Begriffe. Um ein rationales Verhältnis zur neuen Realität zu gewinnen, werden in
diesem Beitrag Wandlungen im politisch-kulturellen Selbstverständnis der beiden Gesellschaften in der
Bundesrepublik und in der DDR jeweils vor und nach dem 9. November 1989 untersucht. Die bundesre-
publikanische Selbstzufriedenheit überdeckte lange das Fehlen eines gesicherten nationalen Identitätsbe-
wußtseins. Das Staats-, National- und Geschichtsbewußtsein der Bundesbürger veränderte sich jedoch seit
der Revolution in der DDR.
Die fünf aktuellen Standortbilder der DDR („So-soll-es-sein-DDR“, „Aufbaustolz“, „Sozialistisches-
DDR-Bewußtsein“, „Heimatmuseum DDR“. „Doppelte Deutsche“) beinhalten jeweils unterschiedliche
Vorstellungen über eine DDR-spezifische Identität. Konkret lassen sich sechs politisch-kulturelle Strömun-
gen einer Wertekontinuität in der DDR beobachten, die auch nach dem vorübergehenden Ausnahmezu-
stand im Oktober und November 1989 ihre dominierende Prägekraft behalten haben: Idealismus, Etatis-
mus, unpolitische Innerlichkeit, Konfliktscheu, Formalismus und Sicherheitsbedürfnis. Insgesamt kenn-
zeichnet jedoch eine neue Gelassenheit die augenblickliche Lage der Nation.

Karlheinz Blaschke: Alte Länder — Neue Länder. Zur territorialen Neugliederung der
DDR
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 27/90, S. 39—54

Vor der Gesellschaft in der DDR steht die Aufgabe, das Territorium ihres Staates neu zu gliedern. Im Zuge
der revolutionären Veränderungen während des Herbstes 1989 ist die Forderung nach Wiederherstellung
der im Jahre 1952 aufgelösten Länder erhoben worden. Sie hat sich seitdem verstärkt und dazu geführt, daß
die Neugründung der Länder heute als selbstverständlich gilt. Sie entspricht nicht nur dem Wunsch der
großen Mehrheit der Menschen, sondern ergibt sich auch als zwingende Notwendigkeit aus der Verfassung
der Bundesrepublik Deutschland, mit der das Gebiet der heutigen DDR in naher Zukunft zu einem ein-
heitlichen Bundesstaat vereinigt werden wird.
Die bis 1952 bestehenden fünf Länder waren zum Teil Ergebnisse einer langen territorialen Entwicklung
und Träger einer Eigenstaatlichkeit, die den stalinistischen Prinzipien der bürokratisch-zentralistischen
Leitung des sozialistischen Staates widersprach. Der Wunsch nach Wiederherstellung der Länder beruht zu
einem guten Teil auf einer gefühlsmäßigen Hinwendung zu Heimat und regionaler Geschichte, was als eine
tragfähige Grundlage politischer Willensbildung unbedingt anzuerkennen ist. Es ist aber auch erforderlich,
mit nüchternen und wirklichkeitsnahen Erkenntnissen an die Lösung einer so grundlegend wichtigen Auf-
gabe heranzugehen. Die früher gültig gewesenen Grenzen müssen auf ihre Brauchbarkeit überprüft wer-
den. alte Fehler der Vergangenheit sollten nicht in die neue Ordnung übernommen werden. So zeigen die
Erfahrungen in der Bundesrepublik, daß größere Bundesländer effektiver ihre Funktion in einem föde-
rativen Gesamtstaat wahrnehmen können. Andererseits verkennt der Verfasser nicht das emotionale,
sozialpsychologische Element, daß es der Wunsch einer sehr großen Mehrheit der DDR-Bürger zunächst
einmal ist. nach vierzigjähriger Bevormundung durch den bürokratischen Zentralstaat sich der eigenen
landsmannschaftlichen Identität zu versichern und diese auf möglichst vielfältige Weise zum Ausdruck zu
bringen.
Angesichts dieses Nachholbedarfs an regionalem Selbstbewußtsein dürfte eine über die alsbaldige Wie-
derherstellung der Länder hinausgehende Länderneuglicderung intensive Gedankenarbeit und politische
Entschlußkraft erfordern. Die Studie prüft für die sich damit eröffnende Diskussion vier Varianten einer
Neugliederung und plädiert für möglichst große Strukturen, die politisch wie wirtschaftlich sich behaupten
können.


